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Die Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) wurde 1951

gegründet. Sie ist die praxisorientierte, technisch-wissen-

schaftliche Forschungseinrichtung des Bundes auf dem

Gebiet des Straßenwesens und  widmet sich den viel-

fältigen Problemen, die in den Beziehungen zwischen

Straße, Mensch und Umwelt auftreten. Ihr Auftrag ist es,

die Sicherheit, Umweltverträglichkeit, Wirtschaftlichkeit

und Leistungsfähigkeit der Straßen zu verbessern.

Aufgaben

Dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-

entwicklung (BMVBS) gibt die BASt in fachlichen und

verkehrspolitischen Fragen wissenschaftlich gestützte

Entscheidungshilfen. Sie wirkt weltweit maßgeblich bei

der Ausarbeitung von Vorschriften und Normen mit und

arbeitet führend im Netzwerk der Spitzenforschungs-

institute auf dem Gebiet des Straßenwesens. Zu ihren

Aufgaben gehören des weiteren Beratungs- und Gut-

achtertätigkeiten. Außerdem bewertet die BASt die Quali-

tät von Dienstleistungen und beurteilt die Qualität von

Produkten. Hierzu führt sie Prüfungen, Zertifizierungen

und Akkreditierungen durch.

Sie hat seit 1983 ihren Sitz in Bergisch Gladbach-Bens-

berg auf einem rund 20 Hektar großen Gelände mit zehn

Versuchshallen und teils einzigartigen Großversuchs-

ständen.

Organisation

Die BASt wird von einem Präsidenten geleitet. Ihm sind

die Stabsstellen „Forschungscontrolling und Qualitäts-

management“ sowie „Presse und Öffentlichkeitsarbeit“

zugeordnet. Die Aufgaben sind verteilt auf fünf Fachab-

teilungen und die Zentralabteilung, die jeweils in Referate

untergliedert sind.

Zentralabteilung

Forschungsprogramme sind zu entwickeln und die internen

und externen Forschungsaktivitäten zu koordinieren. Die

internationale Zusammenarbeit mit ausländischen Orga-

nisationen und Institutionen gewinnt zunehmend an

Bedeutung. Die Fachaufgaben der BASt sind mit moder-

nen IT-Verfahren zu unterstützen. Organisatorische, per-

sonelle und haushaltstechnische Angelegenheiten sind zu

koordinieren.

Verhalten und Sicherheit im Verkehr

Risikofaktoren und -gruppen müssen erkannt werden.

Für spezielle Zielgruppen sind Sicherheitskonzeptionen

zu entwickeln, Maßnahmen und Schulungsprogramme

auf Wirkung zu prüfen. Verkehrsmedizinische und ver-

kehrspsychologische Aspekte sind dabei zu berück-

sichtigen.

Straßenverkehrstechnik

Straßen müssen sicher und umweltgerecht gestalten wer-

den, das vorhandene Straßennetz effizient genutzt und

die Verkehrsqualität durch neue Techniken und Konzepte

erhalten werden. Verkehrszeichen sollen leicht erkennbar,

Schutz- und Leiteinrichtungen sicher und dauerhaft sein.

Der Betriebsdienst soll die Straße erhalten und den Ver-

kehr sicher gestalten. Es gilt, die Umweltbelastung durch

den Verkehr zu reduzieren.

Fahrzeugtechnik

Die aktive und passive Sicherheit von Fahrzeugen steht

hier im Vordergrund der Forschung. Die BASt beurteilt

moderne Techniken, die den Fahrern helfen sollen, den

komplexen Verkehr besser zu bewältigen. Geräusch- und

Abgasemissionen durch den motorisierten Verkehr sollen

vermindert, umweltschonende Techniken weiterentwickelt

werden.

Straßenbautechnik

Hohe Achslasten und steigender Lkw-Verkehr beanspru-

chen die Straßen immer mehr. Deshalb sind Bauweisen

für Straßenbefestigungen und Maßnahmen zu deren Er-

haltung technisch und unter wirtschaftlichen Aspekten

weiter zu entwickeln. Hochwertige natürliche Baustoffe

und Recycling-Materialien sind dabei einzusetzen. Lärm-

mindernde Straßenoberflächen müssen weiter verbes-

sert, die finanziellen Mittel dabei optimal eingesetzt werden.

Brücken- und Ingenieurbau

Wichtige Bestandteile der Straße sind Brücken und

Tunnel. Die BASt arbeitet an der Entwicklung von Verfah-

ren zur Verbesserung der Dauerhaftigkeit und Wirtschaft-

lichkeit und forscht, um Schäden rechtzeitig zu erkennen,

sie durch gezielte Maßnahmen zu beheben und die Er-

kenntnisse beim Bau neuer Brücken und Tunnel zu be-

rücksichtigen.

Bundesanstalt für Straßenwesen
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Ich danke allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der

BASt für ihr Engagement, ihren Teamgeist und ihren

Ehrgeiz. Ich danke allen Partnern, Freunden und Kolle-

gen im In- und Ausland für ihre Unterstützung und

Kooperationsbereitschaft. Und ich danke auch dem

Bundesverkehrsminister und seinem Ministerium für die

langjährige vertrauensvolle Zusammenarbeit.

Dr.-Ing. Peter Reichelt

Präsident und Professor

Vorwort

Dies ist der erste Jahresbericht, für den ich als Präsident

der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) verantwort-

lich zeichne. Ich werde Ihnen nicht unbekannt sein, hatte

ich doch in den vergangenen zwölf Jahren das Amt des

stellvertretenden Präsidenten inne. Über den Wechsel

des Präsidenten im Jahr 2008 hinaus waren die ver-

gangenen zwei Jahre für die BASt geprägt vom Wandel.

Damit ist der Generationenwechsel nahezu abgeschlos-

sen, und wir haben nun das Durchschnittsalter der

Leitungsebene auf 52 Jahre deutlich gesenkt.

Mehr und mehr hat sich die BASt von einem deutschen

Forschungsinstitut zu einem europäischen entwickelt.

Heute gilt es europaweit Herausforderungen zu beste-

hen und Maßnahmen zu initiieren: So ist es das Ziel der

Europäischen Kommission, die Zahl der im Straßenver-

kehr getöteten Menschen zu halbieren; es gilt, die Ver-

kehrsströme zu bewältigen, die durch die Öffnung der

Grenzen nach Osten enorm gestiegen sind und natür-

lich auch den damit verbundenen Umweltbelastungen

sowohl fahrzeugseitig als auch verkehrstechnisch zu be-

gegnen; last but not least müssen ressourcensparende

und kostengünstige Erhaltungsmaßnahmen für die ge-

samte Straßeninfrastruktur weiterentwickelt werden.

Die Bundesanstalt für Straßenwesen - damals noch

Straßenbau - wurde zum 1. März 1951 zunächst in Köln

eingerichtet. Seit dem Jahr 1983 hat sie ihren Sitz in

Bergisch Gladbach-Bensberg.

Im vorliegenden Bericht nehmen wir unser 25-jähriges

Standortjubiläum zum Anlass, auf die Arbeitsergebnisse

der vergangenen Jahre zurückzublicken. Wir beleuchten

aktuelle Projekte und richten den Blick auch in die Zu-

kunft. Ab Seite 14 stellen wir in ausgewählten Beiträgen

aus allen Fachdisziplinen der BASt vor, welche Themen

von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der BASt in

den letzten Jahren bearbeitet wurden, wo die Schwer-

punkte heute liegen und wie die Aufgaben der Zukunft

aussehen.

Wir beginnen mit einem kurzen Rückblick auf 25 Jahre

BASt und berichten über unseren Tag der offenen Tür,

an dem das Standortjubiläum in Bensberg zusammen

mit etwa 4.000 Gästen gebührend gefeiert wurde.

Nicht versäumen möchte ich es, bei der Gelegenheit

meinen Dank auszusprechen.
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Die BASt gestern - heute - morgen

Die 1951 gegründete Bundesanstalt be-

zog 1952 ein Gebäude in Köln-Raderthal.

Im Laufe der Jahre wurden neue Aufga-

ben übernommen und zusätzliche Büro-

gebäude angemietet. Das Bürohochhaus

an der Ecke BrühIer Straße/Bonner Stra-

ße im Süden von Köln konnte den räum-

lichen Engpass allerdings nicht lösen, er-

forderlich war ein neues Gelände: Neue

Büro- und Laborgebäude sowie Ver-

suchsanlagen wurden gebraucht.

Geplant war, die BASt nach Kerpen im

Westen von Köln zu verlegen. Auch ein

Umzug nach Porz im Süden von Köln war

im Gespräch. Die damals noch selbst-

ständige Stadt Bensberg konnte schließ-

lich mit ihrem Grundstücksangebot über-

zeugen. Eine Bürgerinitiative wehrte sich

vergeblich gegen die mit dem Neubau

der BASt verbundene Abholzung eines

Waldstückes.

Die BASt in Bergisch Gladbach - Bensberg

25 Jahre BASt in Bensberg

25 Jahre BASt in Bensberg
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Der Bau der BASt
Den bundesweiten Architekturwettbewerb

gewann der Hannoveraner Architekt

Springer. Die Einbindung des flachen und

feingliedrigen Gebäudekomplexes in eine

parkähnlich gestaltete Landschaft, die zu-

dem auch von der Bevölkerung genutzt

werden kann, versöhnte letztendlich auch

die Kritiker mit dem Bau. Mit dem Neu-

bau wurde 1979 unter Auflagen des

Naturschutzes begonnen.

Die BASt in Bensberg
Im September 1983 wurde das fertige

Gebäude seiner Bestimmung übergeben.

Die offizielle Eröffnung erfolgte im Rah-

men einer Festveranstaltung durch den

damaligen Bundesverkehrsminister Dr.

Werner Dollinger.

Die Baukosten lagen insgesamt bei 136

Millionen DM. Die gesamte Grundstücks-

fläche beträgt 200.000 Quadratmeter,

davon wurden 28.900 überbaut. Mit dem

Bezug des neuen und großzügig bemes-

senen Komplexes waren die Raumpro-

bleme, welche die Arbeit der BASt fast

dreißig Jahre lang begleitet und beein-

flusst hatten, endgültig vorbei. Alle Be-

schäftigten fanden jetzt in einem Haus

Platz. Die Zeit der Provisorien und die Zeit

der Verteilung der Institution auf mehrere

Gebäude in verschiedenen Stadtteilen

von Köln war zu Ende.

1981: Die BASt ist im

Bau, die Gebäude

nehmen Gestalt an

Meldung aus dem Kölner Stadt-Anzeiger vom 23. Mai 1978

Organisationsreform und neue
Aufgaben
Der Bundesminister für Verkehr gab Ende

1985 eine umfassende Organisations-

untersuchung der BASt in Auftrag. Nach

rund drei Jahren wurde im September

1988 der Abschlussbericht übergeben.

Bundesverkehrsminister Dr. Werner

Dollinger (rechts) erkundet das neu BASt-

Gebäude bei einem Rundgang mit der

Präsidentin des Kraftfahrt-Bundesamtes,

Erika Emmerich, und dem damaligen Prä-

sidenten der Bundesanstalt für Straßen-

wesen, Prof. Dr. Heinrich Praxenthaler

25 Jahre BASt in Bensberg
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Der damalige Beirat der BASt erarbeitete

hierzu einen Alternativvorschlag. Darauf

aufbauend legte der Bundesminister für

Verkehr am 27. April 1989 die neue Orga-

nisationsstruktur der Bundesanstalt für

Straßenwesen fest. Von besonderer Be-

deutung hierbei waren die Straffung der

Organisation, die alle Aufgaben umfas-

sende Öffentlichkeitsarbeit sowie die

fachübergreifende Forschungsplanung

und -koordinierung. Das in der Unfall-

forschung praktizierte Modell der Planung

und Abwicklung von Forschungsprojekten

wurde nunmehr als eine bereichsüber-

greifende Organisationsform für die ge-

samte wissenschaftliche Arbeit eingeführt.

Die Wiedervereinigung stellt die
BASt vor neue Herausforderungen
Der Wegfall der Mauer setzte einen plötz-

lichen Kraftfahrzeugboom in den neuen

Bundesländern in Gang. Der Motorisie-

rungsgrad nahm hier innerhalb eines

Jahres um 24 Prozent zu und stieg 1990

um weitere 17 Prozent. In keinem Land

hatte es zuvor jemals einen solch sprung-

haften Anstieg der Fahrzeugzulassungen

gegeben. Weder das Straßennetz noch

die Infrastruktur des Straßenwesens

waren der entstandenen Situation ge-

wachsen.

Viele der Straßen und Brücken in den

neuen Bundesländern waren zum Zeit-

punkt der Wiedervereinigung Deutsch-

lands in desolatem Zustand. Aus diesem

Grund wurden Programme zur sofortigen

Instandsetzung aufgestellt. Weitere Son-

derprogramme ermöglichten die kurzfris-

tige Nachrüstung der Autobahnen in den

neuen Bundesländern mit Notrufsäulen,

Schutzplanken und Standstreifen.

1983: Einweihung des

neuen BASt-Gebäudes

25 Jahre BASt in Bensberg
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Die Zahl der Unfälle mit Personenscha-

den und der dabei Getöteten stieg

sprunghaft an. Im Jahre 1991 wurden in

den neuen Bundesländern rund 64.000

Unfälle mit Personenschaden registriert,

dabei wurden 3.760 Personen getötet.

Noch 1993 starben im Straßenverkehr

der neuen Länder doppelt so viele Men-

schen je 100.000 Einwohner wie im alten

Bundesgebiet.

Die BASt unterstützte vielfältige Maßnah-

men und Vorhaben zur Verbesserung der

Straßenverkehrssicherheit in den neuen

Bundesländern. Ein wichtiger Beitrag

dazu war die Einrichtung einer Außen-

stelle in Berlin, die bis Ende 1997 in den

Sachgebieten Unfallverhütung, Verkehrs-

technik, Straßenbau und Brückenbau ar-

beitete. 59 Beschäftigte waren in der

Außenstelle tätig, die aus den einschlägi-

gen Institutionen der ehemaligen DDR,

dem Zentralen Forschungsinstitut des

Verkehrswesens und dem VEB Entwurfs-

und Ingenieurbüro des Straßenwesens,

übernommen wurden.

Die BASt heute
Jährlich werden etwa 300 eigene For-

schungsprojekte, zunehmend auch Pro-

jekte und Untersuchungsaufträge der

Europäischen Union, bearbeitet. Darüber

hinaus betreut die BASt jedes Jahr mehr

als 300 Projekte, die von externen Wis-

senschaftlern durchgeführt werden.

Als technisch-wissenschaftliches Institut

ist die BASt stetig gefordert, sich neuen

Aufgaben und Fragen zu stellen. Große

Projekte auf nationaler und internationaler

Ebene mit zum Teil Millionenbudgets wer-

den heute unter Federführung der BASt

gemeinsam mit anderen Institutionen

durchgeführt.

Auch die Großversuchsanlagen der BASt

wachsen mit den neuen Herausforderun-

gen: Im Jahr 2000 eröffnete der damalige

Verkehrsminister Klimmt die neue Fahr-

zeugtechnische Versuchsanlage auf dem

Gelände in Bensberg. 2003 wurde die

Rundlaufprüfanlage für Markierungssys-

teme modernisiert. Die Modellstraße der

BASt wurde 2004 umgerüstet, so dass

hier Lkw-Überfahrten stattfinden können.

Der Prüfstand Fahrzeug/Fahrbahn nahm

2007 nach dreijähriger Modernisierung

wieder den Betrieb auf.

In den letzten Jahren hat die Beurteilung

der Qualität von Produkten des Straßen-

wesens zunehmend an Bedeutung ge-

wonnen. In ihren Versuchshallen und

Labors führt die BASt  Prüfungen und An-

erkennungsverfahren durch. Sie verfügt

beispielsweise über ein von Euro NCAP

(European New Car Assessment Pro-

gramme) anerkanntes und vom Kraft-

fahrt-Bundesamt akkreditiertes Prüflabor

für Crash-Tests. Die BASt bewertet aber

auch die Qualität von Dienstleistungen:

1998 wurde die Akkreditierungsstelle

Fahrerlaubniswesen eingerichtet.

Die Beschäftigten der BASt arbeiten in

zahlreichen nationalen und internationalen

Gremien sowie Organisationen mit. Um

den Erfahrungsaustausch zu pflegen,

kommen Gäste aus dem In- und Ausland

in die BASt oder nehmen an Fachtagun-

gen und Kongressen teil, die regelmäßig

in den Räumen der BASt stattfinden.

Prüfstand Fahrzeug/Fahr-

bahn

25 Jahre BASt in Bensberg
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2002 nahm Michael Schumacher an einer Euro NCAP-

Pressekonferenz in der BASt teil

Tag der offenen Tür
Am 21. Juni 2008, dem Tag der Verkehrs-

sicherheit, feierte die BASt ihr 25-jähriges

Standortjubiläum mit Nachbarn, befreun-

deten Institutionen, Geschäftspartnern so-

wie den ehemaligen und aktiven Beschäf-

tigten und deren Familien.

Dr. Peter Reichelt, der heutige Präsident

der BASt, eröffnete den Tag. Ihm folgten

Begrüßungsansprachen von Helmut

Simon, Direktionsleiter Verkehr des Poli-

zeipräsidiums Köln, Klaus Orth, Bürger-

meister der Stadt Bergisch Gladbach,

und Ute Hammer, Geschäftsführerin des

Deutschen Verkehrssicherheitsrates

(DVR).

Auf dem rund 20 Hektar großen Gelände

mit einem Büro- und Laborkomplex sowie

zehn Versuchshallen mit teils einzigarti-

gen Großversuchsständen wurden den

Gästen 74 Aktionspunkte präsentiert. Die

Fachleute der BASt gaben an den einzel-

nen Punkten Informationen und boten

Handfestes zum Anfassen: Regelmäßige

Vorführungen an den Versuchsanlagen,

Präsentationen von Mess- und Versuchs-

Auch die benachbarte Bevölkerung ist in

der BASt willkommen: So organisiert die

BASt - neben Tagen der offenen Tür und

dem Girls’ Day - seit 1994 regelmäßig

Kunstausstellungen in ihrem Foyer.

Das Gebäude in Bensberg wurde in den

70er Jahren für etwa 500 Beschäftigte

konzipiert. Da diese Mitarbeiterzahl nie er-

reicht wurde, vermietete die BASt 1998

einen Teil ihres Gebäudes an die Auto-

bahnpolizei Köln. Heute sind etwa 400

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der

BASt beschäftigt, darunter Wissenschaft-

lerinnen und Wissenschaftler vielfältiger

Fachrichtungen. Die BASt ist aber auch

Ausbildungsbetrieb. Derzeit werden 20

Jugendliche in verschiedenen Berufen

ausgebildet.

25 Jahre BASt in Bensberg
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fahrzeugen, Demonstrationen und Mit-

machaktionen in Laborräumen, Filme so-

wie Tests am PC gaben den Gästen Ein-

blicke in das weitgestreute Arbeitsgebiet

der BASt.

Highlights waren zwei Pkw-Überschlag-

versuche, bei denen das Kopfball-Team

des WDR eine Antwort auf die Frage

suchte: Wo ist der sicherste Platz im

Auto? Anschließend wurden die „verun-

fallten“ Dummys von der Feuerwehr

„gerettet“.

Dass Wissenschaft nicht nur interessant

ist, sondern auch Spaß machen kann, be-

wiesen die zahlreichen Kinder, die die

BASt besuchten. PC-Tests, „Edelstein-

sieben“ und „Gipsabdruckfertigen“

kamen bei den Kindern gut an. Auch die

Puppenbühne und der Dachs BAStl, das

neue Maskottchen der BASt, das die Auf-

gaben der Bundesanstalt kindgerecht er-

klärt, waren sehr beliebt.

Mit diesen Aktionen nahm die BASt zum

dritten Mal am Tag der Verkehrssicherheit

teil, der jeweils am dritten Samstag im

Juni seit drei Jahren bundesweit auf Initia-

tive des DVR stattfindet. So wurde das

BASt-Programm ergänzt durch ein span-

nendes und abwechslungsreiches Pro-

gramm für mehr Sicherheit im Straßen-

verkehr vom DVR, der Polizei Köln - Direk-

tion Verkehr- und 22 Partnern: Aufprall-,

Fahr- und Überschlagsimulatoren, ein

Fahrradparcours, Informationen und in-

novative Verkehrssicherheits-Filme der

Polizei, Rettungseinsätze der Feuerwehr

sowie eine eindrucksvolle Demonstration

durch einen Stuntman zur Wirkung von

Schutzkleidung für Motorradfahrer, runde-

ten das Programm ab.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der

BASt demonstrierten den rund 4.000

Gästen eindrucksvoll, dass die Aktivitäten

eines Forschungsinstituts des Bundes

nicht nur aus wissenschaftlicher Sicht

interessant sind, sondern letztendlich bei

den Bürgerinnen und Bürgern ankom-

men und somit ihrer Sicherheit und Mobi-

lität im Straßenverkehr dienen.

25 Jahre BASt in Bensberg



14 • Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an

Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an
Im Zeitraum von 2000 bis 2010 soll die Zahl der im Straßenverkehr getöteten Personen halbiert werden -
verlangt die Europäische Kommission. Pro Jahr verlieren derzeit über 40.000 Menschen ihr Leben auf euro-
päischen Straßen und mehr als 1,5 Millionen werden verletzt. Der gesamtwirtschaftliche Schaden liegt jährlich
bei rund 200 Milliarden Euro. Wurden allein in Deutschland zu Beginn der 70er Jahre noch 20.000 Opfer bei
einem Straßenverkehrsunfall getötet, waren es 2007 weniger als 5.000. Dabei haben sich in den vergangenen
30 Jahren Fahrzeugbestand und Fahrleistung etwa verdreifacht. Ein wichtiger Ansatzpunkt der Straßen-
verkehrssicherheitsarbeit war, ist und bleibt der Mensch – im Auto, auf dem Rad oder zu Fuß. Jährlich
erarbeitet die BASt ein Programm, das Sicherheitsdefizite im Straßenverkehr aufgreift.
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Mobilität besitzt in unserem Alltag eine

herausragende Bedeutung: Für den Weg

zur Arbeit, im Berufsleben und in der

Freizeit ist Mobilität immer bedeutsamer

geworden, für die wirtschaftliche Entwick-

lung stellt sie einen wichtigen Grundpfei-

ler dar. Aber Mobilität ist auch eng ver-

bunden mit Unfallrisiken. So hatte Anfang

der 70er Jahre die Anzahl der im Straßen-

verkehr getöteten Verkehrsteilnehmer mit

etwa 20.000 Unfallopfern einen Höchst-

stand erreicht.

Vor diesem Hintergrund wurde der Bun-

desanstalt für Straßenwesen (BASt) die

Aufgabe übertragen, Forschungsplanung

und -koordinierung auf dem Gebiet der

Verbesserung der Sicherheit im Straßen-

verkehr zu betreiben und Maßnahmen zur

Hebung der Verkehrssicherheit auf ihre

Effizienz zu prüfen. Zu diesem Zweck er-

arbeitet die BASt jährlich ein Forschungs-

programm, das bekannte oder zu erwar-

tende Sicherheitsdefizite im Straßenver-

kehr gezielt aufgreift, um wissenschaftlich

fundierte Informationen zur Beratung und

Unterstützung des Bundesministeriums

für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

(BMVBS) bereitstellen zu können.

Dieses Sicherheitsforschungsprogramm

wird in der BASt von einer interdisziplinär

besetzten Arbeitsgruppe abteilungsüber-

greifend unter der Leitung des Referates

„Sicherheitskonzeptionen, Sicherheits-

kommunikation“ erarbeitet. Dabei orien-

tieren sich die Fragestellungen des

Sicherheitsforschungsprogramms im We-

sentlichen am Verkehrssicherheits-

programm des BMVBS. Es enthält jähr-

lich zirka zehn bis 15 Projekte mit einem

Gesamtmittelvolumen von 1,5 – 2 Millio-

nen Euro. Die Projekte werden Wissen-

schaftlern und Forschungsinstitutionen,

die an der Bearbeitung der Projekte inter-

essiert sind, in einem öffentlichen

Sicherheitsforschungsprogramm der BASt

Interessenbekundungsverfahren zur Be-

arbeitung angeboten.

Das Sicherheitsforschungsprogramm

gliedert sich in die Forschungs-

schwerpunkte:

• Basisdaten

• Mensch im Verkehr

• Fahrzeugtechnik

• Straßenverkehrstechnik

Forschungsschwerpunkt
„Basisdaten“
Grundlage für die Festlegung von

Schwerpunkten der Verkehrssicherheits-

arbeit, die Entwicklung von Maßnahmen-

ansätzen und die frühzeitige Erkennung

von neuen Entwicklungen bilden Informa-

tionen zum realen Unfallgeschehen sowie

zu verkehrlichen Rahmenbedingungen.

Vor diesem Hintergrund wird zum Bei-

spiel seit 1975 die Benutzung von Gurten

und Kinderrückhaltesystemen im Kraft-

fahrzeug sowie von Helmen und Schutz-

kleidung im Zweiradverkehr kontinuierlich

ermittelt. Auch die von der BASt veran-

lassten und seit 1973 von der Medizini-

schen Hochschule Hannover durchge-

führten „Erhebungen am Unfallort“ zur Er-

mittlung detaillierter Unfalldaten bilden

eine unverzichtbare Basis für die Beant-

wortung von Fragen der passiven und ak-

tiven Fahrzeugsicherheit. Diese Datenba-

sis wird seit 1999 durch eine Kooperation

zwischen der BASt und der Forschungs-

vereinigung Automobiltechnik (FAT) er-

weitert.

Forschungsschwerpunkt „Mensch
im Verkehr“
Ein zentraler Faktor im Verkehrsge-

schehen bildet der Mensch als Verkehrs-

teilnehmer: sei es als Kind, als junger Er-

wachsener oder älterer Mensch. Je nach

Alter des Verkehrsteilnehmers erfolgt die

Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an
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Verkehrsteilnahme mit unterschiedlichen

Verkehrsmitteln, aber auch mit einer un-

terschiedlich stark ausgeprägten Risiko-

bereitschaft. Die Sicherheitsforschung der

BASt hat sich deshalb dem Einflussfaktor

Mensch kontinuierlich gewidmet. So wur-

de beispielsweise zur Reduzierung des

hohen Unfallrisikos von Fahranfängern

der Modellversuch „Begleitetes Fahren

ab 17 Jahren“ erarbeitet.

schöpfen und gleichzeitig das große Po-

tenzial aktiver Fahrzeugsicherheits-

maßnahmen zu erschließen.

Forschungsschwerpunkt
„Straßenverkehrstechnik“
Die Gestaltung der Straße und die

Straßenausstattung haben großen Ein-

fluss auf die Verkehrssicherheit. Je kom-

plexer das System Straße wird, desto

mehr menschliche Fehler können auftre-

ten. Eine an den Sicherheitserfordernis-

sen angepasste Straßenverkehrsinfra-

struktur kann damit Unfallhäufigkeit und

Unfallschwere entscheidend verringern.

So wurden im Rahmen der Sicherheits-

forschung beispielsweise Verbesserun-

gen von passiven Schutzeinrichtungen

(zum Beispiel von Schutzplanken) erar-

beitet, um insbesondere die Unfallfolgen

für Motorradfahrer zu reduzieren. Aber

auch zu Aspekten der Straßengestaltung

(zum Beispiel der Linienführung, die Ge-

staltung von Knotenpunkten) wurden

Forschungsprojekte durchgeführt, die die

Verkehrssicherheit nachhaltig verbessern.

Fazit
Dank der Umsetzung zahlreicher Ver-

kehrssicherheitsmaßnahmen konnte die

Anzahl der Getöteten seit Anfang der 70er

Jahre kontinuierlich reduziert werden und

im Jahr 2007 wurde mit 4.949 Getöteten

ein neuer Tiefstand erreicht – und dies

trotz Verdreifachung von Fahrzeug-

bestand und Fahrleistung.

Der demografische Wandel der Gesell-

schaft, der Rückgang der Bevölkerungs-

zahlen und ihre zunehmend ungleiche re-

gionale Verteilung verändern das Bild in

Deutschland zukünftig. So wird davon

ausgegangen, dass der Anteil der Senio-

ren an der Gesamtbevölkerung in den

kommenden Jahren deutlich ansteigen

wird, so dass in Zukunft Fragen zur Ver-

kehrssicherheit dieser Bevölkerungs-

Forschungsschwerpunkt
„Fahrzeugtechnik“
Einen wesentlichen Beitrag zur Erhöhung

der Verkehrssicherheit leistet die Fahr-

zeugtechnik. Im Bereich der passiven

Fahrzeugsicherheit wurden in den ver-

gangenen Jahren auf der Grundlage

wissenschaftlicher Forschungsergebnisse

erhebliche Verbesserungen erzielt, die zu

signifikanten Verkehrssicherheitsgewinnen

- insbesondere Reduktionen der Anzahl

tödlich verletzter Unfallopfer - geführt

haben. Die noch vorhandenen Reduk-

tionspotenziale der passiven Fahrzeug-

sicherheit gilt es auch weiterhin auszu-

(Foto: Michael Behns,

Lüneburg)
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gruppe stärker in den Vordergrund treten

werden. Zudem werden elektronische

Systeme, bei denen zum Beispiel auch

Kraftfahrzeuge miteinander kommuni-

zieren, für die Verbesserung der Ver-

kehrssicherheit weiter an Bedeutung ge-

winnen. Die hier beispielhaft genannten

Herausforderungen der Zukunft werden

die Sicherheitsforschung der BASt der

nächsten Jahre bestimmen.

Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an
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Intelligente Fahrzeugsicherheitssysteme aus gesamtwirtschaftlicher
Sicht

Methodik und Ergebnisse des EU-Projektes eIMPACT

In ihrem Weißbuch zur europäischen Ver-

kehrspolitik aus dem Jahre 2001 hat die

Europäische Kommission das ehrgeizige

Ziel formuliert, bis 2010 die Anzahl der im

Straßenverkehr getöteten Personen im

Zeitraum 2000 bis 2010 zu halbieren.

Trotz der positiven Entwicklungen in den

zurückliegenden Jahren verlieren pro

Jahr immer noch über 40.000 Personen

ihr Leben auf europäischen Straßen,

mehr als 1,5 Millionen werden verletzt.

Der gesamtwirtschaftliche Schaden, der

hierdurch hervorgerufen wird, beläuft sich

auf etwa 200 Milliarden Euro pro Jahr;

dies entspricht ungefähr zwei Prozent des

europäischen Bruttoinlandsproduktes.

Darüber hinaus gehen mit Staus, die

durch Straßenverkehrsunfälle verursacht

werden, zusätzliche volkswirtschaftliche

Kosten insbesondere durch Zeitverluste

und erhöhte Schadstoffemissionen einher.

Intelligente Fahrzeugsicherheitssysteme

können maßgeblich zur Verbesserung

der aktiven Fahrzeugsicherheit beitragen,

indem sie die Fahrer aktuell über die Ver-

kehrssituation informieren oder sie in ge-

fährlichen Fahrsituationen unterstützen.

Derartige Systeme versprechen von da-

her ein hohes Potenzial zur Verwirklichung

des von der Kommission anvisierten

Sicherheitsniveaus auf europäischen Stra-

ßen und können einen Beitrag zur weite-

ren Reduzierung der negativen gesamt-

wirtschaftlichen Folgen von Straßenver-

kehrsunfällen leisten.

Der Kenntnisstand zu den gesamtwirt-

schaftlichen Vorteilen intelligenter Fahr-

zeugsicherheitssysteme war bislang auf

wenige Studien, die die gesamtwirt-

schaftliche Vorteilhaftigkeit ausgewählter

Systeme insbesondere auf nationaler

Ebene untersuchten, beschränkt; zu den

gesamtwirtschaftlichen Wirkungen auf

EU-Ebene lagen nur wenige Aussagen

vor. Vor diesem Hintergrund wurde im

6. EU-Forschungsrahmenprogramm das

Projekt eIMPACT („Socio-economic Im-

pact Assessment of Stand-alone and

Cooperative Intelligent Vehicle Safety Sys-

tems (IVSS) in Europe“) durchgeführt.

Ziel des Projektes war es, die gesamtwirt-

schaftlichen Auswirkungen der Verbrei-

tung intelligenter Fahrzeugsicherheits-

systeme in Europa (EU-25) zu bewerten.

Hierfür war insbesondere eine fundierte

Methodik zur Bewertung der ökonomi-

schen und sozialen Folgen derartiger

Sicherheitssysteme zu entwickeln und auf

ausgewählte Systeme anzuwenden. Die

BASt war gemeinsam mit zwölf weiteren

europäischen Projektpartnern aus dem

Forschungsbereich sowie aus der Auto-

mobil- und Zuliefererindustrie an der

Durchführung von eIMPACT beteiligt. Das

Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an
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Projekt startete im Januar 2006 und wur-

de im Juni 2008 abgeschlossen.

Methodischer Rahmen zur
gesamtwirtschaftlichen
Bewertung
Die im Rahmen von eIMPACT entwickelte

Methodik weist als Kern eine volkswirt-

schaftliche Nutzen-Kosten-Analyse auf,

die den Kosten der Markteinführung intel-

ligenter Fahrzeugssicherheitssysteme

den aus deren Nutzung resultierenden

Nutzen – vor allem in Form von Sicher-

heitsgewinnen – gegenüberstellt. Ange-

sichts der Vielzahl an Interessengruppen

(„Stakeholder“), die an der Markteinfüh-

rung und -durchsetzung von Fahrzeug-

sicherheitssystemen beteiligt sind (unter

anderem Automobil- und Systemherstel-

ler, Zulieferunternehmen, Autofahrer, Ver-

sicherungsunternehmen, öffentliche Be-

hörden), wurde die Nutzen-Kosten-Analy-

se für eine umfassende gesamtgesell-

schaftliche Bewertung um so genannte

Stakeholder-Analysen für ausgewählte In-

teressengruppen ergänzt.

Im Rahmen von eIMPACT wurden bei der

Ermittlung der gesamtwirtschaftlichen

Nutzen von Fahrzeugsicherheitssystemen

unterschiedliche Wirkungskanäle berück-

sichtigt. Der Sicherheitseffekt als inten-

dierte Wirkung umfasste hierbei zum ei-

nen die direkten Effekte der Systeme auf

die Unfallvermeidung und die Verringe-

rung der Unfallfolgen. Zum anderen wur-

den indirekte Effekte betrachtet, die sich

durch Verhaltensanpassungen bei der

Nutzung des jeweiligen Fahrzeugssicher-

heitssystems ergeben können (zum Bei-

spiel Veränderung des Fahrstils). Darüber

hinaus wurden verkehrliche Effekte, die

bei der Nutzung derartiger Systeme im

Straßennetz zu erwarten sind (zum Bei-

spiel Auswirkungen auf den Verkehrsfluss,

Veränderung der Straßenkapazität), mit

Hilfe von Verkehrsmodellen simuliert und

deren Wirkungen auf Reisezeiten, Kraft-

stoffverbrauch, CO2- und Schadstoffemis-

sionen ermittelt. Durch die Anwendung

standardisierter Kostensätze (in Euro) für

jede Wirkung erlaubte die Methodik, die

gesamtwirtschaftlichen Nutzen der Fahr-

zeugsicherheitssysteme zu quantifizieren.

Die Nutzen-Kosten-Analyse als Kern der

Bewertungsmethodik von eIMPACT erfor-

derte verschiedene Informationen als Ein-

gangsdaten zur Berechnung der gesamt-

wirtschaftlichen Nutzen und Kosten der

untersuchten Fahrzeugsicherheitssyste-

me. Hierzu zählen Informationen über die

Wirkungen der Sicherheitssysteme und

über die Systemkosten sowie weitere

Hintergrunddaten (verkehrliche Daten,

Unfalldaten), die für eine weitestgehend

realistische Bewertung herangezogen

werden müssen. Darüber hinaus waren

für die untersuchten Fahrzeugsicher-

heitssysteme jeweilige Marktdurchdring-

ungsraten für die Untersuchungsjahre

2010 und 2020 zu prognostizieren. Für

beide Referenzjahre erfolgte die Schät-

zung der Marktpenetrationsraten für

jeweils zwei zugrunde liegende Szenarien

(„Low Scenario“, „High Scenario“), die

eine unterschiedliche politische Förde-

rung der Marktdurchdringung der Fahr-

zeugsicherheitssysteme abbildeten

(„Business-as-usual“, „Focused Policy

Incentives“). Zudem wurde für ausge-

wählte Systeme ein Potenzialfall unter-

sucht, bei dem eine Marktpenetration von

100 Prozent angenommen wurde.

Ergebnisse der Nutzen-Kosten-
Analysen
Die in eIMPACT entwickelte gesamtwirt-

schaftliche Bewertungsmethodik wurde

für die Bewertung von insgesamt zwölf

Fahrzeugsicherheitssystemen genutzt.

Die zu bewertenden Sicherheitssysteme

umfassten autonome Systeme (Electronic

Stability Control (ESC), Full Speed Range

Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an
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ACC (FSR), Emergency Braking (EBR),

Pre-Crash Protection of Vulnerable Road

Users (PCV), Lane Keeping Support

(LKS), Lane Change Assistant (LCA),

Night Vision Warn (NIW), Driver Drowsi-

ness Monitoring (DDM)) sowie kooperati-

ve Systeme, die auf einer Kommunikation

zwischen einzelnen Fahrzeugen oder zwi-

schen Fahrzeugen und infrastrukturellen

Einrichtungen (Baken, Sendemasten) ba-

sieren (Wireless Local Danger Warning

(WLD), eCall (ECA), Intersection Safety

(INS), Speed Alert (SPE)).

Auf Grundlage der ermittelten Nutzen-

Kosten-Verhältnisse lässt sich festhalten,

dass nahezu alle untersuchten Fahrzeug-

sicherheitssysteme aus gesamtwirtschaft-

licher Sicht vorteilhaft sind. Für das Unter-

EU-Forschung-Projekt „WILL-

WARN“ (Wireless Local Danger

Warning): Autos warnen sich ge-

genseitig vor Gefahren (Foto:

DaimlerChrysler)

Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an
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In der BASt tätig von 2006 – 2008
Im Referat „Sicherheitskonzeptionen, Sicherheitskommunikation“ unter anderem

verantwortlicher Projektleiter für die ökonomische Bewertung des Einsatzes

intelligenter Fahrzeugsicherheitssysteme im Rahmen von EU-Projekten

suchungsjahr 2010 liegen sämtliche Sys-

teme – bis auf Night Vision Warn (NIW) –

über der Nutzen-Kosten-Schwelle von 1,

die eine gesamtwirtschaftliche Vorteil-

haftigkeit eines Systems festlegt. Elec-

tronic Stability Control (ESC) und Lane

Change Assistant (LCA) erreichen sogar

ein Nutzen-Kosten-Verhältnis von über 3.

Diese beiden Systeme weisen damit die

höchste volkswirtschaftliche Rentabilität

auf. Das Ergebnis von 4,4 für ESC bedeu-

tet beispielsweise, dass mit jedem Euro,

der für die Nutzung von ESC ausgegeben

wird, ein gesamtwirtschaftlicher Nutzen

von 4,40 Euro erzielt wird.

Auch für das Analysejahr 2020 zeigen die

Berechnungsergebnisse, dass die Mehr-

zahl der Fahrzeugsicherheitssysteme aus

gesamtwirtschaftlicher Perspektive vorteil-

haft sind. Mit einem Nutzen-Kosten-Ver-

hältnis von über 3 schneidet Emergency

Braking (EBR) am besten ab, Lane

Change Assistant (LCA) und Electronic

Stability Control (ESC) erreichen in beiden

Szenarien nahezu eine Wert von 3. Ande-

re Systeme (NIW, PCV, INS) liegen hinge-

gen unter der Schwelle von 1. Sie sind

von daher – unter den zugrunde gelegten

Rahmenbedingungen – aus gesamt-

wirtschaftlicher Sicht nicht effizient.

Fazit
Die Ergebnisse des EU-Projektes

eIMPACT zeigen, dass intelligente Fahr-

zeugsicherheitssysteme zur Steigerung

der Verkehrsicherheit auf europäischen

Straßen beitragen können. Zudem konnte

im Rahmen der durchgeführten Nutzen-

Kosten-Analysen aufgezeigt werden, dass

die Nutzung derartiger Systeme aus ge-

samtwirtschaftlicher Sicht vorteilhaft ist.

Da die volkswirtschaftlichen Nutzen eines

Fahrzeugssicherheitssystems mit der

Marktreife des Systems sowie mit der

Höhe der politischen Förderung ansteigt,

können aus den Berechnungsergeb-

nissen Maßnahmen zur Stärkung der

Systemkenntnis und des Systemver-

ständnisses der potenziellen Nutzer sowie

zur Entwicklung von politischen Initiativen

zur Förderung der Marktdurchdringung

auf Basis der Nutzen-Kosten-Ergebnisse

abgeleitet werden. Das Projekt eIMPACT

hat insofern wesentlich zur Verbesserung

des Kenntnisstandes zur gesamtwirt-

schaftlichen Vorteilhaftigkeit intelligenter

Fahrzeugsicherheitssysteme sowie zu

deren intensivierten Förderung auf euro-

päischer Ebene beigetragen.

Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an
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Kinderunfallatlas

Kinderverkehrsunfälle sind über Deutsch-

land nicht gleichmäßig verteilt, vielmehr

gibt es Regionen mit mehr oder weniger

Unfällen. Eine Analyse der Unfalldaten auf

regionaler Ebene ist wichtig, um lokale

und regionale Unfallschwerpunkte zu er-

kennen, analysieren und gegebenenfalls

entfernen oder entschärfen zu können.

Insbesondere in Zeiten begrenzter finan-

zieller Mittel ist eine solche Fokussierung

sinnvoll. Ein Überblick der regionalen Ver-

teilung von Unfällen erlaubt zudem eine

Abschätzung über besonders Erfolg ver-

sprechende Maßnahmen. Aber auch für

Verbände, die sich mit Verkehrssicherheit

beschäftigen, Eltern und Politiker ist eine

Positionsbestimmung, wie sich die Situati-

on vor Ort im Vergleich zu anderen Ge-

bieten darstellt, zur Orientierung hilfreich.

Im Kinderunfallatlas der BASt wurden die

Unfalldaten der zwischen 2001 bis 2005

im Straßenverkehr verunglückten Kinder

je 1.000 der Altersgruppe für alle 439

Landkreise und kreisfreien Städte

berechnet.

Die Auswertung dieser Daten zeigt ein

deutliches Nord-Süd-Gefälle. Kinder ver-

unglücken dieser Analyse zufolge im Nor-
den und im Osten häufiger als im Süden.

Dennoch trifft diese Aussage nicht für alle

Arten der Verkehrsteilnahme gleicher-

maßen zu. Während Kinder als Fußgän-

ger häufig in Nordrhein-Westfalen und

großen Städten der Bundesrepublik ver-

unglücken, ist die Unfallbelastung für Rad

fahrende Kinder in den Regionen in

Schleswig-Holstein, Niedersachsen,

Mecklenburg-Vorpommern und Branden-

burg besonders hoch. Als Mitfahrer in

Pkw verunglücken die meisten Kinder in

den ländlichen Gebieten Bayerns und

den östlichen Regionen Deutschlands.

Neben der Berechnung der Unfalldaten

in den Kreisen erfolgte eine Analyse der

Verunglückte Kinder

 je 1.000 der Altersgruppe

nach Kreisen 2001 - 2005

oben: Verunglückte Kinder

als Fußgänger

unten: Verunglückte Kinder

als Radfahrer
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Unfalldaten auf Gemeindeebene. Bei die-

ser Analyse wurden Gemeinden gleicher

Größe in Beziehung gesetzt, so dass es

erstmals möglich ist, die Unfallbelastung

in Gemeinden mit ähnlicher Einwohner-

zahl zu vergleichen. Insgesamt 3.236 Ge-

meinden Deutschlands wurden einbezo-

gen. Basierend auf der Einwohnerzahl

der Gemeinden in Bezug auf die Anzahl

der verunglückten Kinder/1.000 der

Altersgruppe zwischen 2003 und 2005

wurden sechs Gruppen von Gemeinden

gebildet. Die erste Gruppe setzt sich aus

den 15 Großstädten der Bundesrepublik

zusammen. Die letzte Gruppe umfasst

1.705 Orte unter 10.000 Einwohner.

Für die Gruppe der deutschen Großstäd-

te zeigt sich beispielsweise, dass die

Unfallbelastung in Leipzig, München oder

Nürnberg erheblich geringer ist als in

Düsseldorf, Bremen oder Hannover.

Zusätzlich lässt sich auf Gemeindeebene

zeigen, dass das auf die Altersgruppe

bezogene Risiko für Fußgänger mit der

Größe einer Stadt zunimmt, während

Radfahrer in so genannten Mittelstädten

besonders häufig verunglücken. Als Mit-

fahrer in Pkw tragen Kinder in sehr klei-

nen Orten unter 10.000 Einwohnern ein

deutlich erhöhtes Risiko.

Auf der Grundlage dieses Berichtes ist es

erstmals möglich, die spezifische Ver-

kehrssicherheitssituation von Kindern

nicht nur im Vergleich zu anderen Krei-

sen, sondern auch im Vergleich zu Ge-

Verunglückte Kinder je 1.000 der Altersgruppe nach Kreisen 2001 -

2005, hier: Verunglückte Kinder als Mitfahrer in Pkw

meinden gleicher Größe zu analysieren.

Abgesehen davon, dass die Verantwortli-

chen vor Ort erstmals in die Lage versetzt

werden, die spezifische Situation einzu-

stufen, lassen sich auf dieser Grundlage

Maßnahmen erheblich gezielter und öko-

nomisch sinnvoller einsetzen.

Der Bericht zum Kinderunfallatlas wurde

gemeinsam von Nicola Neumann-Opitz,

Rita Bartz und Christine Leipnitz erstellt

und ist in der Schriftenreihe der BASt,

Heft M 192 erschienen.
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Leitung der Arbeitsgruppe BASt/Kultusbehörden der Länder „Verbesserung der
Verkehrserziehung an weiterführenden und beruflichen Schulen“
Seit 2005 Lehrauftrag an der Bergischen Universität Wuppertal zum Thema
„Verkehrserziehung/Mobilitätserziehung“
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Anfang der 70er Jahre erreichte die An-

zahl der im deutschen Straßenverkehr

getöteten Verkehrsteilnehmer mit rund

20.000 Unfallopfern einen Höchststand.

Daraufhin ersuchte der Deutsche Bun-

destag die Bundesregierung, regelmäßig

einen Bericht zur Entwicklung des Unfall-

geschehens sowie über eingeleitete Maß-

nahmen zur Erhöhung der Verkehrssi-

cherheit vorzulegen.

Dieser so genannte Unfallverhütungs-

bericht Straßenverkehr (UVB) wird von

der BASt erstellt und berichtet seit den

70er Jahren über die Umsetzung der in

den Verkehrssicherheitsprogrammen des

Bundesministeriums für Verkehr, Bau und

Stadtentwicklung (BMVBS) angekündig-

ten Verkehrssicherheitsmaßnahmen.

Dies betraf zunächst das Verkehrssicher-

heitsprogramm „Mehr Sicherheit auf un-

seren Straßen - Der Mensch hat Vorfahrt“

aus dem Jahr 1973. Das zweite Pro-

gramm aus dem Jahr 1984 sowie der

entsprechende UVB thematisierten

erstmals vor allem die Eigen- und Mitver-

antwortung aller Verkehrsteilnehmer. Das

Programm „Besser sicher – Sicher bes-

ser: 10 Punkte für mehr Sicherheit im

Straßenverkehr“ aus dem Jahr 1999 und

daran anschließend das „Programm für

mehr Sicherheit im Straßenverkehr“ aus

dem Jahr 2001 prägten seitdem die

Verkehrssicherheitsarbeit in Deutschland.

Der UVB orientiert sich gegenwärtig in

seiner Gliederung an den Prioritäten des

aktuellen Programms und dient vor allem

dazu, die geplanten mit den tatsächlich

durchgeführten Umsetzungsschritten ab-

zugleichen, um bei Bedarf notwendige

Anpassungen vornehmen zu können. Alle

vier Jahre wird zusätzlich eine Übersicht

über den Stand und die Entwicklung des

Rettungswesens in Deutschland beige-

fügt.

Der UVB berichtet über das Unfallge-

schehen in Deutschland, stellt die

verkehrssicherheitspolitischen Planungen

und Entscheidungen des Berichtszeit-

raums dar und gibt einen Überblick über

entsprechende Themen auf internationa-

ler Ebene. Rückblickend für den Berichts-

zeitraum werden die begonnenen oder

abgeschlossenen Verkehrssicherheits-

maßnahmen dargestellt und ein Ausblick

darauf gegeben, welche weiteren Schritte

zur Umsetzung noch ausstehen. Außer-

dem werden in einem separaten Kapitel

zukünftige Maßnahmen vorgestellt.

Darüber hinaus berichtet der UVB über

die Kooperationen zwischen verschiede-

nen Entscheidungsträgern und Hand-

lungsebenen (Bund, Länder, Gemeinden,

nicht-staatliche Organisationen, Bürger).

Der Leser erhält so die Möglichkeit, zu

prüfen, wie die Verkehrssicherheitsarbeit

auf Bundesebene durchgeführt wird,

welche Verantwortlichkeiten bestehen so-

wie welche Schwerpunkte und Strategien

hierbei verfolgt werden.

In Zusammenarbeit mit den umsetzen-

den staatlichen und nicht-staatlichen

Institutionen stellt die BASt die relevanten

Informationen zusammen und erarbeitet

einen Berichtsentwurf, der dem BMVBS

zur Verfügung gestellt wird. Dabei werden

sowohl die durchgeführten Maßnahmen

zur Verbesserung der Straßenverkehrs-

sicherheit im Zuständigkeitsbereich des

Bundes sowie der entsprechenden exter-

nen Bereiche und Institutionen berück-

sichtigt, in denen überwiegend Bundes-

mittel eingesetzt werden. Das BMVBS

übernimmt dabei die Schlussredaktion,

die Arbeiten zur Veröffentlichung sowie

Unfallverhütungsbericht Straßenverkehr

Berichterstattung über die Verkehrssicherheitsarbeit des Bundes
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zur Übergabe des Berichts

an den Deutschen Bun-

destag.

Der Bericht erscheint als

Bundesdrucksache in

zweijährigem Abstand und

ist in jüngerer Zeit auch

über das Internetportal

des BMVBS abrufbar. Er

erreicht insofern eine brei-

te Öffentlichkeit, die kri-

tisch beurteilt, inwieweit die

Verkehrssicherheitsarbeit

des Bundes Erfolge zei-

gen. Auch auf internationa-

ler Ebene hat das Interes-

se an deutscher Verkehrs-

sicherheitsarbeit vor dem Hintergrund

der Erfolge Deutschlands bei der Errei-

chung des europäischen Ziels zur Halbie-

rung der Unfalltoten bis zum Jahr 2010

zugenommen.

Als Kommunikationsmedium stellt der Be-

richt eine wichtige Grundlage für ver-

kehrssicherheitsrelevante Entscheidun-

gen auch außerhalb des Zuständigkeits-

bereichs des Bundes dar. Bestehende

Informationsasymmetrien zwischen

maßnahmenplanenden und -umsetzen-

den Organisationen in Deutschland wer-

den abgebaut, da verantwortliche Ent-

scheidungsträger aller Ebenen Zugang

zu den für sie relevanten Informationen

erhalten. Über diesen Kommunikations-

weg wird im weitesten Sinne unter ande-

rem auch eine übergeordnete Koordinati-

on der Arbeiten und Vorhaben ermög-

licht, die mit geringen Kosten für die Be-

teiligten verbunden ist. Dies betrifft nicht

nur den Zugang zu Informationen über

den Berichtszeitraum selbst, sondern in

besonderem Maße Informationen zu zu-

künftig geplanten Projekten.

Die Regelmäßigkeit des Erscheinens des

UVB gewährleistet zudem, dass das The-

ma Verkehrssicherheit auf der Tagesord-

nung der Verkehrspolitik bleibt.

Rosemarie Schleh

Jahrgang 1970

Bankkauffrau, Diplom-Kauffrau (mit Schwerpunkt Verkehrswissenschaften)
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maßnahmen nach ökonomischen Kriterien sowie Koordination referatsüber-

greifender Arbeiten im Rahmen der Unfallforschung

Informationsfluss im Rah-

men der Erstellung und

Veröffentlichung des

Unfallverhütungsberichts

Straßenverkehr (UVB)
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Im Jahr 2010 wird in Deutschland jeder

Vierte älter als 65 Jahre sein, im Jahr

2030 sogar jeder Dritte. Gleichzeitig steigt

auch die Anzahl der Führerscheinbesitzer

unter den Seniorinnen und Senioren er-

heblich, mit der Folge, dass immer mehr

ältere Menschen aktiv am Straßenverkehr

teilnehmen.

Die zunehmende und veränderte Mobilität

von Senioren spiegelt sich im Unfallge-

schehen wider. Im Zeitraum von 1991 bis

2006 ist die Anzahl der an Unfällen mit

Personenschaden beteiligten Senioren

um mehr als 50 Prozent auf 61.341 Per-

sonen angestiegen, gleichzeitig ist die

Anzahl der Unfallbeteiligten unter 65 Jah-

ren um mehr als 15 Prozent  zurückge-

gangen. Dies bedeutet, dass im Jahr

1991 lediglich jeder 20. Unfallbeteiligte im

Alter von 65 Jahren oder darüber war

(5,4 Prozent aller Unfallbeteiligten), im

Jahr 2006 aber schon jeder 10. (9,7 Pro-

zen). Auch in Bezug auf die Art der Ver-

kehrsbeteiligung, mit der Senioren an Un-

fällen beteiligt sind, haben sich deutliche

Veränderungen ergeben. Obwohl Senio-

ren im Jahr 2006 immer noch häufiger als

andere Altersgruppen als Fußgänger an

Unfällen beteiligt waren, hat sich die Be-

deutung dieser Verkehrsbeteiligungsart

deutlich verringert. Während 1991 noch

fast ein Viertel aller an Unfällen beteiligten

Senioren Fußgänger waren, hat sich die-

ser Anteil bis zum Jahr 2006 auf annä-

hernd 10 Prozent reduziert. Im Gegensatz

hierzu sind Senioren mittlerweile deutlich

häufiger als Nutzer von Pkw, motorisierten

Zweirädern oder Fahrrädern an Unfällen

beteiligt. Es ist zu erwarten, dass sich die-

se Tendenzen zukünftig noch verstärken.

Es ist ein zentrales gesellschaftliches An-

liegen, die Mobilität älterer Menschen so

lange wie möglich zu gewährleisten und

zu verbessern. Dabei sind bestimmte Si-

cherheits- und Gefährdungspotenziale zu

berücksichtigen. In der Regel stellen sich

ältere Menschen auf alters- oder krank-

heitsbedingte Leistungseinbußen ein und

passen ihr Verhalten entsprechend an,

das heißt bestehende Defizite werden

kompensiert. Für eine angemessene

Kompensation müssen jedoch bestimmte

Voraussetzungen gegeben sein. Ältere

müssen ihre eigenen Defizite erkennen

und akzeptieren, die eigene Fahrtüchtig-

keit richtig einschätzen sowie  alternative

Formen der Mobilität kennen und akzep-

tieren. Neben der Fähigkeit, bestimmte

Leistungsdefizite zu kompensieren, tra-

gen Erfahrungen, sicherheitsbezogene

Einstellungen, ein stärkeres Sicherheits-

bewusstsein sowie eine ausgeprägte

Lernfähigkeit zum vorhandenen Sicher-

heitspotenzial älterer Autofahrer bei.

Das Risikopotenzial dieser Altersgruppe

stellt sich folgendermaßen dar: Ein erhöh-

Unfallgeschehen und Verkehrssicherheitsberatung
älterer Verkehrsteilnehmer

Beteiligte an Unfällen mit

Personenschaden

Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an
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tes Unfallrisiko älterer Verkehrsteilnehmer

wird in der Literatur ab zirca 75 Jahren

angegeben. Wenigfahrer (unter 3.000 km

im Jahr) haben ein deutlich höheres fahr-

leistungsbezogenes Unfallrisiko als Viel-

fahrer (über 3.000 km im Jahr). Zu den

Gründen für das Wenigfahren älterer Au-

tofahrer zählen insbesondere die Ände-

rung der Fahrgewohnheiten (zum Bei-

spiel durch Ausscheiden aus dem Beruf,

aus finanziellen Gründen) sowie alters-

oder krankheitsbedingte Leistungsein-

bußen. Ein zentrales Problem vieler älte-

rer Menschen besteht in der Bewältigung

komplexer, unübersichtlicher Verkehrs-

situationen.

Aus der aktuellen Unfallstatistik geht

hervor, dass bei Unfällen mit Personen-

schaden, die von Senioren als Pkw-Fah-

rer verursacht werden, fast die Hälfte aller

Ursachen Manövrierfehler (beim Abbie-

gen, Wenden, Rückwärtsfahren, Ein- und

Anfahren) oder Fehler in Bezug auf Vor-

rang oder Vorfahrt sind. Zwar spielen die-

se Ursachen auch bei Unfällen, die von

Pkw-Fahrern anderer Altersgruppen ver-

ursacht werden, eine bedeutende Rolle

(insgesamt 34 Prozent aller genannten

Ursachen bei Unfällen mit Personenscha-

den), wobei hier jedoch die Ursache

„Nicht angepasste Geschwindigkeit“

deutlich häufiger auftritt. Nicht angepass-

te Geschwindigkeit wird in der Alters-

gruppe ab 65 Jahren dagegen deutlich

seltener als Unfallursache verzeichnet.

In den obigen Zahlen spiegeln sich die

drei wesentlichen Einflussfaktoren Fahr-

kompetenz, Motive und die speziellen

Mobilitätsgewohnheiten wider.

Im Rahmen eines BASt-internen Projekts

wird zurzeit mittels einer detaillierten Fein-

analyse der amtlichen Straßenverkehrs-

unfallstatistik die Entwicklung und Struktur

des Unfallgeschehens von Senioren

genauer beleuchtet.

Die zukünftige demographische Entwick-

lung führt seit einigen Jahren zu einer in-

tensiven wissenschaftlichen Auseinander-

setzung mit Fragen der Mobilität und der

Verkehrssicherheit älterer Menschen. Da-

raus ist ein umfassendes Konzept der

BASt zum Thema Verkehrssicherheit älte-

rer Verkehrsteilnehmer hervorgegangen

mit der Zielsetzung, die Beratungs-

situation der Seniorinnen und Senioren

durch Hausärzte zu verbessern und zum

(Foto: Deutscher Ver-

kehrssicherheitsrat e.V.)

Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an
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Erhalt der Mobilität dieser Zielgruppe bei-

zutragen.

Um die Beratungskompetenz der Haus-

ärzte zu verbessern, wurde in Zusam-

menarbeit zwischen der Bundesanstalt

für Straßenwesen und der Universität Bre-

men ein Handbuch für Ärzte zur

Verkehrssicherheitsberatung älterer Ver-

kehrsteilnehmer entwickelt. Dieses Hand-

buch ist Ende 2007 in der Schriftenreihe

der BASt erschienen (Heft M 189) und in-

formiert den behandelnden Arzt systema-

tisch über das Mobilitätsverhalten älterer

Menschen, deren alters- und krankheits-

bezogene Einschränkungen sowie über

mögliche Kompensationsstrategien.

Darüber hinaus werden die aktuelle

Rechtslage und die Verantwortlichkeiten

des Arztes behandelt sowie unterschiedli-

che Strategien zur Gesprächsführung vor-

gestellt.

Ziel einer Verkehrssicherheitsberatung

durch die Ärzte ist es, Patienten für das

möglicherweise erhöhte alters- oder

krankheitsbedingte Unfallrisiko zu sensibi-

lisieren und sie, soweit erforderlich, von

der Notwendigkeit einer Änderung ihrer

Mobilitätsgewohnheiten zu überzeugen.

Die Angst vor dem Verlust des Führer-

scheins ist bei vielen älteren Menschen

ein Grund, bestehende Verkehrssicher-

heitsprobleme nicht offen zu legen. Das

macht es für den Arzt oftmals schwierig,

diese Probleme bei seinen Patienten an-

zusprechen. Dies gelingt umso besser, je

konkreter der Bezug zu einer vorliegen-

den Erkrankung ist. Daher liegt ein

Schwerpunkt des Handbuchs auf den

verkehrssicherheitsrelevanten medizi-

nischen Aspekten des jeweiligen Krank-

heitsbildes. Dabei handelt es sich ins-

besondere um solche Erkrankungen, die

im höheren Alter verstärkt auftreten, wie

zum Beispiel Hör- und Sehstörungen, ko-

ronare Herzkrankheit, Herzrhythmus-

störungen, Diabetes, Depression, Parkin-

son-Syndrom oder Bewegungsbehinde-

rungen. In diesem Zusammenhang be-

sitzt gegebenenfalls auch die jeweilige

medikamentöse Therapie eine erhebliche

Verkehrssicherheitsrelevanz. Insbeson-

dere im Falle von Multimedikation ist auf

eine mögliche Einschränkung der Fahr-

tüchtigkeit der Patienten zu achten.

Als weiterer Bestandteil des ärztlichen

Beratungskonzeptes wurde im Auftrag

der BASt eine Weiterbildungsmaßnahme

für Ärzte entwickelt, die die Beratungs-

kompetenz der Hausärzte erweitern soll.

Die Maßnahme ist als eintägiges Seminar

konzipiert und wurde zwischenzeitlich als

zertifizierte Maßnahme erprobt und evalu-

iert. In kompakter Form werden ähnliche

Inhalte wie in dem oben genannten

Handbuch vermittelt. Zusätzlich dazu

wird derzeit als flankierende Maßnahme

ein praxistaugliches „Mobilitätsscreening“

entwickelt, das dem Arzt zuverlässig und

mit geringem Aufwand Hinweise auf die

Fahrkompetenz und mögliche verkehrs-

sicherheitsrelevante Einschränkungen sei-

nes Patienten liefern soll. Dieses Scree-

ning dient nicht als diagnostisches Instru-

ment, mit dem mögliche Leistungsdefizite

exakt diagnostiziert werden können. Es

bildet lediglich die Grundlage für ein

Beratungsgespräch.

In einem weiteren, derzeit noch nicht ab-

geschlossenen BASt-Projekt wird der Fra-

ge nachgegangen, ob es spezifische Pro-

file verunfallter älterer Verkehrsteilnehmer

gibt. Hierzu werden ältere Autofahrer-

innen oder Autofahrer, die in jüngster Zeit

in einen polizeilich erfassten Unfall verwi-

ckelt waren und sich freiwillig an dem

Forschungsprojekt beteiligt haben, einer

psychologischen und medizinischen Un-

tersuchung unterzogen. Außerdem wird

in einer Fahrprobe das Fahrverhalten im

realen Stadtverkehr unter standardisierten

Vorgaben beobachtet. Aus den Ergebnis-

sen dieser Studie werden ebenfalls Emp-

Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an
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fehlungen für die Präventionsarbeit und

die Beratungspraxis der Ärzte abgeleitet.

Künftige Forschungsaktivitäten konzent-

rieren sich auf unterschiedliche Aspekte

der Mobilität und Gefährdung älterer Ver-

kehrsteilnehmer im Straßenverkehr. Er-

forscht werden sollen

• die verkehrsbezogenen Eckdaten und

verkehrssicherheitsrelevante

Gesundheitsdaten,

• verkehrssicherheitsrelevante

Leistungspozentiale, Defizite und

Kompensationsmöglichkeiten,

Michael Heißing
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• das Zusammenwirken psychologischer

und medizinischer Einflussfaktoren auf

das Unfallrisiko und Mobilitätsverhalten

• sowie eine alternative Ansprache über

Religionsgemeinschaften und andere

alternative Anspracheformen.

Jedes dieser Projekte trägt auf ganz spe-

zifische Weise dazu bei, die Wissens-

grundlage über das Mobilitätsverhalten

und das Unfallrisiko von Seniorinnen und

Senioren zu erweitern und daraus gezielte

Maßnahmen abzuleiten.

Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an
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Mit der Einführung der Fahrerlaubnis auf

Probe im Jahre 1986 wurde das Maß-

nahmensystem zur Verringerung des

Fahranfängerrisikos in Deutschland um

einen neuen und eigenständigen Maß-

nahmenansatz erweitert. Im Unterschied

zu den etablierten Maßnahmen Fahraus-

bildung und zielgruppenbezogene

Sicherheitskommunikation, die auf die un-

mittelbaren Verhaltensvoraussetzungen

für eine sichere Verkehrsteilnahme zielen,

folgt die Fahrerlaubnis auf Probe einer

verhältnispräventiven Ausrichtung: sie ver-

ändert die Rahmenbedingungen der

Verkehrsteilnahme, indem sie Fahran-

fängern restriktivere Bedingungen hin-

sichtlich einer Regelübertretung im Ver-

kehr auferlegt.

Eine Evaluation des Maßnahmenansatzes

erbrachte Hinweise darauf, dass die Ein-

führung der Probezeitregelungen einen

Effekt auf die Senkung des Unfallrisikos

junger Fahrer hatte: So war bei Teilen der

18- bis 19-jährigen Fahranfänger – und

zwar bei männlichen Fahrern bei Fahrten

innerorts – eine Verringerung des Unfall-

risikos von fünf Prozent zu verzeichnen. In

Bundesländern mit hoher Bevölkerungs-

dichte trat der Effekt deutlicher zutage als

in weniger dicht besiedelten Bundeslän-

dern (Meewes & Weißbrodt, 1992).

Die Regelungen der Fahrerlaubnis auf

Probe wurden mit der Änderung des

Straßenverkehrsgesetzes zum 1. Januar

1999 verschärft (Ellinghaus & Steinbre-

cher, 1999). Die augenfälligste Verände-

rung bestand in der Verlängerung der

Probezeit um weitere zwei Jahre im Falle

eines Auffällig-Werdens. In einem BASt-

Projekt wurden die neuen Regelungen

hinsichtlich ihrer Wirkung analysiert und

bewertet (Debus et al., 2008).

Probezeitregelungen im Kontext
weiterer Fahranfängermaßnahmen
Bei den Maßnahmen zur Verringerung

des Fahranfängerrisikos können - ohne

Berücksichtigung der vorbereitenden

schulischen Verkehrserziehung - vier An-

sätze unterschieden werden: Fahraus-

bildung und Fahrerweiterbildung, länger-

fristiger Fahrerfahrungsaufbau unter

risikogeminderten Bedingungen (Beglei-

tetes Fahren, Lernführerschein) und

Sicherheitskommunikation (Zielgruppen-

kampagnen) auf der Seite der Verhaltens-

prävention sowie  Sonderregelungen für

Fahranfänger (Probezeit, Beschränkun-

gen der Fahrerrechte und Auflagen wie

zum Beispiel Nachtfahrverbot, Begren-

zung der Mitfahrerzahl oder Leistungs-

beschränkung des Kraftfahrzeugs) auf

der Seite der Verhältnisprävention. Metho-

disch belastbare Nachweise einer

Sicherheitswirksamkeit konnten bisher nur

für eine der verhaltenspräventiven Maß-

nahmen, nämlich den längerfristigen

Fahrerfahrungsaufbau unter verringerten

Risikobedingungen, sowie für den

verhältnispräventiven Maßnahmenansatz

einschränkender Sonderregelungen für

Fahranfänger erbracht werden (Elvik &

Vaa, 2004).

Der in Deutschland erbrachte Nachweis

einer Sicherheitswirksamkeit der Fahrer-

laubnis auf Probe ist in seiner Effektgröße

als vergleichsweise schwach und hin-

sichtlich der methodischen Belastbarkeit

– bei der Evaluation handelte es sich um

einen Zeitreihenvergleich – als wenig be-

lastbar zu bezeichnen. Gleichwohl war die

Fahrerlaubnis auf Probe vor der Einfüh-

rung des Begleiteten Fahrens ab 17 die

einzige Fahranfängermaßnahme in

Deutschland, für die überhaupt eine

Sicherheitswirksamkeit gezeigt werden

konnte.

Wirkungen der Probeführerschein-Regelungen

Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an
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Ziel des vorliegenden Projektes war es,

Erkenntnisse über die globale Wirkungs-

weise der verschärften Probezeitrege-

lungen im Sinne einer Unfallreduktion, die

internen Funktionen und die Wirkungswei-

se der Maßnahme sowie über internatio-

nal bewährte Maßnahmenansätze für jun-

ge Fahranfänger zu gewinnen. Daraus

sollten Vorschläge für eine Optimierung

der Fahrerlaubnis auf Probe-Regelungen

und des Gesamtsystems der Maßnah-

men zur Verringerung des Fahranfänger-

risikos erarbeitet werden.

Ergebnisse der BASt-Studie
Für eine Überprüfung der globalen Wir-

kungsweise wurden in einer ersten Teil-

studie polizeiliche Unfalldaten junger Fah-

rer vor und nach der Verschärfung der

Probezeitregelungen auf einen Unfall sen-

kenden Effekt hin untersucht. In einer

zweiten Teilstudie wurde geprüft, inwieweit

die Regelungen der Fahrerlaubnis auf

Probe bei den Fahranfängern kognitiv re-

präsentiert sind und ob sie zur Hand-

lungsregulation beitragen. Eine längs-

schnittlich angelegte dritte Teilstudie dien-

te dazu, die Wirkung der einzelnen

Regelungsaspekte der Fahrerlaubnis auf

Probe im Rahmen eines Vorhersage-

modells zu beschreiben (Debus et al.,

2008). Das Vorhersagemodell überprüft

die Regelungsaspekte der Fahrerlaubnis

auf Probe im Zusammenhang mit weite-

ren Unfalldeterminanten (Einstellungs-

faktoren, Fahrerfahrung) hinsichtlich ihres

Einflusses auf und ihrer Vorhersage-

leistung für zeitlich zurückliegende sowie

zukünftige Unfälle.

In der ersten Studie gelang es nicht,

durch einen Vergleich polizeilicher Unfall-

daten junger Fahrer vor und nach 1999

einen positiven Effekt im Sinne einer Re-

duktion der Anzahl der von jugendlichen

Fahrern verursachten Unfälle nachzuwei-

sen, ein globaler Effekt der Maßnahmen-

verschärfung ist somit nicht gegeben. Die

Ergebnisse der zweiten Studie zeigen,

dass junge Fahrer kein differenziertes

Wissen über die Fahrerlaubnis auf Probe-

Regelungen besitzen und dass das vor-

handene Wissen nicht zu einer Ver-

haltensregulierung im erwünschten Sinne

führt. Die Längsschnittstudie mit zirka

1000 Fahranfängerinnen und Fahran-

fängern in der Probezeit zur Überprüfung

des Vorhersagemodells zeigte, dass

maßnahmenspezifische Faktoren wie die

kognitive Repräsentanz der Fahrerlaubnis

auf Probe-Regelungen kaum einen Bei-

trag zur Unfallvorhersage leisten. Zentra-

les Ergebnis der logistischen Regres-

sionsanalysen zur Überprüfung des Vor-

hersagemodells ist, dass sowohl Erfah-

rungsaspekte (Dauer des Fahrerlaubnis-

besitzes, bisher gefahrene Kilometer) als

auch Persönlichkeitsaspekte (Eigenschaf-

ten wie Impulsivität und Neigung zu ei-

nem aggressiven Fahrstil) sowie nicht an-

gepasste Verhaltensweisen beim Fahren

(zum Beispiel „SMS lesen während der

Fahrt“) das retrospektiv erhobene Unfall-

risiko junger Fahrer (für die letzten sechs

Monate bei tatsächlichen Unfällen oder

für die letzten vier Wochen bei Beinahe-

unfällen) beeinflussen. Aspekte der

Kenntnis, Bewertung und Berücksichti-

gung der Regelungen der Fahrerlaubnis-

auf Probe stehen dabei jedoch weder im

Zusammenhang mit unangepassten Ver-

haltensweisen (diese Variable wird, im

Sinne eines Mediators, sowohl als Kriteri-

ums- als auch als Prädiktorvariable ver-

wendet), noch mit dem Unfallrisiko.

Diskussion und
Schlussfolgerungen
Für Überlegungen zu möglichen Verän-

derungen der Probezeitregelungen ist die

Bewertung der in den Regelungen vorge-

sehenen Sanktionen und Interventionen

durch die potenziell betroffenen Fahran-

Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an
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fänger relevant. Aus den Befragungs-

daten wird ersichtlich, dass der Entzug

der Fahrerlaubnis die am stärksten

aversiv bewertete Konsequenz für ein

Verkehrsvergehen darstellt (zirka 42 Pro-

zent der Männer und 37 Prozent der

Frauen geben dies an). An zweiter bis

vierter Stelle folgen mit etwa zehn bis

20 Prozent die Kosten für das Aufbau-

seminar (zirka 350 Euro), drei Punkte im

Verkehrszentralregister und die Verlänge-

rung der Probezeit, wobei letztere von

Männern als nicht so aversiv bewertet

wird wie von Frauen. Als am wenigsten

aversiv werden Bußgeld (mit zirka ein

Prozent) und der Zeitaufwand für das

Aufbauseminar (zirka zwei Prozent) ange-

sehen.

Hinsichtlich der Frage einer Optimierung

des Maßnahmenansatzes stellt sich auch

die Frage, ob eine bessere Informiertheit

der Fahranfänger über die Probezeit-

regelungen zu Verbesserungen führen

könnte. Dem bestehenden Informations-

mangel könnte zum Beispiel mit einer

stärkeren Berücksichtigung der Probe-

zeitregelungen in der Fahrausbildung

und theoretischen Fahrerlaubnisprüfung

begegnet werden. Es erscheint jedoch

fraglich, ob durch eine gründlichere

Wissensvermittlung auch tatsächlich eine

bessere Verkehrsbewältigung erreicht

wird. Die Ergebnisse der Längsschnitt-

studie deuten darauf hin, dass höheres

Wissen nicht mit einem günstigeren Fahr-

verhalten korreliert.

Vor dem Hintergrund des Befunds, dass

sich lediglich personelle Dispositions-

variablen und der Faktor Fahrerfahrung,

nicht aber die Kenntnis und Berücksichti-

gung der Probezeitregelungen als rele-

vante Bestimmungsgrößen des Unfall-

risikos erwiesen, erscheint es folgerichtig,

unfallpräventive Maßnahmen zunächst

auf diese Risikogrößen auszurichten.

Hierbei ist allerdings zu beachten, dass

eine Veränderung verkehrsbezogener all-

gemeiner Persönlichkeitsdispositionen vo-

raussichtlich nur durch längerfristig ange-

legte verhaltens- und verhältnispräventive

Maßnahmen zu erreichen ist, womit vor

allem die schulische Verkehrserziehung,

die Sicherheitskommunikation und die

Gestaltung der Rahmenbedingungen für

die Verkehrsteilnahme von Fahranfängern

(zum Beispiel 0-Promille-Regelung) anzu-

sprechen sind. Der Erwerb von Fahr-

erfahrung unter verringerten Risikobe-

dingungen ist dagegen ein Maßnahmen-

ansatz, der unter den Gesichtspunkten

der Sicherheitswirksamkeit, der leichten

Umsetzbarkeit und der Kosten eine hohe

Effizienz verspricht und sich daher als

vorrangig empfiehlt. Vom Konzept dieses

Maßnahmenansatzes aus - Ermöglichung

eines umfassenden Fahrerfahrungsauf-

baus unter Gewährleistung niedriger

Risikobedingungen – könnte gegebenen-

falls auch eine zielführende Weiterent-

wicklung der Probezeitregelungen erfol-

gen. Dabei käme es zum Beispiel darauf

an, den basalen Sachverhalt eines

initialen Gefährdungsschwerpunkts von

Fahranfängern, der in der deutschen

Maßnahmendiskussion erst mit der Ein-

führung des Begleiteten Fahrens zur

Kenntnis genommen und bei der Kon-

zeption der Fahrerlaubnis auf Probe noch

nicht beachtet worden war, auf seine Re-

levanz für zielführende neue Probezeit-

regelungen zu befragen, so etwa durch

eine stärkere Konzentration restriktiver

und protektiver Rahmenbedingungen in

der Phase der stärksten Unfallgefährdung

in den ersten Monaten des selbstständi-

gen Fahrens.

Mit der Vorlage und Auswertung der

Evaluationsergebnisse zu den aktuell in

der Erprobung stehenden Fahranfänger-

maßnahmen (Freiwillige Fortbildungs-

seminare für Fahranfänger, Begleitetes

Fahren ab 17) in den Jahren 2008 bis

Verkehrssicherheit fängt beim Menschen an
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2010 ist der Zeitpunkt für das Aufgreifen

der vorgenannten Überlegungen zu

Optimierungsmöglichkeiten der

Probezeitregelungen bezeichnet, um

auch das Sicherheitspotenzial dieses

Maßnahmenansatzes für ein verbessertes

Gesamtsystem der Fahranfängervor-

bereitung auszuschöpfen.
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Am 1. Juni 1998 wurde die Akkreditie-

rungsstelle Fahrerlaubniswesen als neue

Organisationseinheit in der Abteilung

„Verhalten und Sicherheit im Verkehr“ der

BASt mit dem Ziel der Qualitätssicherung

im Fahrerlaubniswesen eingerichtet.

Die seit 1. Januar 1999 gültigen Rechts-

grundlagen für die Akkreditierungstätig-

keit der BASt sind § 6 des Straßenver-

kehrsgesetzes (StVG) und § 72 der Fahr-

erlaubnis-Verordnung (FeV). Danach ist

die BASt die für die Akkreditierung

(Kompetenzbestätigung) von Trägern von

• Begutachtungsstellen für Fahreignung,

• Technischen Prüfstellen (Bereich

Fahrerlaubnisprüfungen)

• Stellen, die Kurse zur Wiederherstellung

der Kraftfahreignung durchführen,

zuständige Stelle in Deutschland. Sie ge-

währleistet neben der erforderlichen

Fachkompetenz zur Durchführung der

entsprechenden Begutachtungen auch

die für eine Akkreditierung im gesetzlich

geregelten Bereich unabdingbare Ver-

traulichkeit, Unabhängigkeit und Unpar-

teilichkeit.

Zu einem Akkreditierungsverfahren gehö-

ren neben der Begutachtung der QM-Do-

kumentation und der mitgeltenden Unter-

lagen der jeweiligen Träger auch die Be-

gutachtungen vor Ort, bei denen unter

anderem das Vorhandensein der erfor-

derlichen personellen, räumlichen und

sachlichen Ausstattung und die Arbeits-

weise der Organisationseinheiten über-

prüft wird.

Die Akkreditierung der oben genannten

Träger ist eine der Voraussetzungen für

die amtliche Anerkennung durch die zu-

ständige Landesbehörde. Sie stellt, so die

amtliche Begründung zur FeV, selbst

allerdings keinen Verwaltungsakt dar, son-

dern hat gutachterliche Funktion für die

jeweilige Anerkennungsbehörde. Die

akkreditierten Träger werden von der

BASt fortlaufend überwacht und nach Ab-

lauf des Geltungszeitraums der Akkredi-

tierung (in der Regel fünf Jahre) reakkre-

ditiert. Bei Akkreditierungsentscheidun-

gen wird die BASt durch den Akkreditie-

rungsausschuss der Akkreditierungsstelle

Fahrerlaubniswesen beraten.

Die Akkreditierungsstelle Fahrerlaubnis-

wesen ist in das Qualitätsmanagement-

System der BASt eingebunden, ergänzt

dieses System durch für die Belange der

Akkreditierung spezifische QM-Regelun-

gen und weist unter anderem durch inter-

ne Audits die Erfüllung der für sie gelten-

den Qualitätsanforderungen sowie die

wirksame Anwendung des Qualitäts-

management-Systems nach. Hierzu zählt

auch die strikte Beachtung der Bestim-

mungen des Bundesdatenschutzge-

setzes. So hat auch der Bundesbeauf-

tragte für den Datenschutz im Zuge einer

datenschutzrechtlichen Überprüfung der

BASt ein hohes Datenschutzverständnis

und die nach § 9 Bundesdatenschutz-

gesetz erforderlichen Sicherungs-

maßnahmen bestätigt.

Durch die Mitgliedschaft in der Koordinie-

rungsgruppe des gesetzlich geregelten

Bereiches (KOGB) ist die BASt in den Er-

fahrungsaustausch der Akkreditierungs-

stellen des Bundes und der Länder ein-

gebunden. Zielsetzungen der KOGB sind

neben der  Erörterung von Fach- und

Verfahrensfragen und der Nutzung von

Synergieeffekten auch die Sicherstellung

eines normgerechten Vorgehens der

Akkreditierungsstellen im gesetzlich gere-

gelten Bereich (unter anderem durch

Evaluierungen unter Gleichrangigen).

Am 21. Dezember 1999 hat die BASt die

erste Akkreditierungsurkunde im

Fahrerlaubniswesen ausgestellt. Zehn

Jahre nach Einrichtung der Akkreditie-

Akkreditierungsstelle Fahrerlaubniswesen der BASt
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rungsstelle sind 37 Trägerorganisationen

im Bereich Fahrerlaubniswesen von der

BASt akkreditiert beziehungsweise bereits

einmal reakkreditiert worden, darunter 19

Träger von Begutachtungsstellen für

Fahreignung, acht Träger von Techni-

schen Prüfstellen und zehn Träger von

Stellen, die Kurse zur Wiederherstellung

der Kraftfahreignung durchführen.

Mit der Entwicklung eines Akkreditie-

rungssystems für das Fahrerlaubnis-

wesen in Deutschland im Jahre 1998 be-

trat die BASt Neuland, da es für die An-

wendung der entsprechenden Europäi-

schen Normen (DIN EN 45010 und DIN

EN 45013) auf die verschiedenen Berei-

che des Fahrerlaubniswesens keine Vor-

bilder gab. Mit der Unterstützung ihrer

Fachausschüsse konnten Verfahren und

Anforderungen etabliert werden, die sich

in der Akkreditierungspraxis bislang be-

währt haben und auf Trägerseite wie auch

in Fachkreisen Anerkennung und Akzep-

tanz gefunden haben. Sie werden bei Än-

derungen der zugrunde liegenden

Rechtsvorschriften und Normen sowie bei

neuem wissenschaftlichem Erkenntnis-

stand entsprechend angepasst. Die

Akkreditierungsverfahren und -anforde-

rungen wie auch die Liste der akkreditier-

ten Träger sind auf der Homepage der

BASt unter www.bast.de veröffentlicht.

Die Arbeit der Akkreditierungsstelle wird

insgesamt von den akkreditierten Stellen

als transparent, kompetent und fair wahr-

genommen. Akkreditierung und fortlau-

fende Überwachung verstärken zweifels-

ohne die Bemühungen der Trägerorga-

nisationen, Schwachstellen im träger-

eigenen QM-System aufzudecken, Feh-

lern in systematischer Weise vorzubeu-

gen und damit die Verbesserung der

Dienstleistungsqualität kontinuierlich vor-

anzutreiben. Die Akkreditierung im Fahr-

erlaubniswesen unterstützt auch die für

die Fachaufsicht zuständigen Länder-

behörden. Diese können jederzeit die

Begutachtungsberichte der Akkreditie-

rungsstelle von den einzelnen Trägern ab-

fordern und so tiefergehende Kenntnisse

über die Erfüllung der Qualitätsanforde-

rungen durch die jeweiligen Trägerorga-

nisationen erlangen. Auf dieser Grundla-

ge können sie dann die aus ihrer Sicht er-

forderlichen Maßnahmen einleiten.

Mit der vierten Verordnung zur Änderung

der Fahrerlaubnis-Verordnung und ande-

rer straßenverkehrsrechtlicher Vorschrif-

ten vom 18. Juli 2008 wurden die für die

Akkreditierungsstelle und die von ihr ak-

kreditierten Träger relevanten internatio-

nalen Normen in § 72 FeV rechtlich ver-

ankert. Die Akkreditierungsstelle wird ihre

Verfahren und Anforderungen den neuen

Normen DIN EN ISO/IEC 17011 (relevant

für die Akkreditierungsstelle) und DIN EN

ISO/IEC 17020 (relevant für die akkredi-

tierten Stellen) anpassen und ab dem

Jahr 2009 entsprechend anwenden.

Manfred Weinand
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Verkehrssicherheit braucht Infrastruktur
Immer lauter werden die Stimmen, die beispielsweise die „Lichtung des Schilderwaldes“ fordern. Zweifelsohne
können wir auf das eine oder andere Verkehrsschild bequem verzichten, aber es ist wohl unumstritten, dass
Verkehrssicherheit ohne adäquate Infrastruktur nicht funktioniert. Knapp drei Viertel aller Verkehrsunfälle
passieren innerorts. „Nur“ ein Viertel aller Unfälle mit Personenschaden geschieht auf Landstraßen, aber
60 Prozent der bei Straßenverkehrsunfällen Getöteten werden dort registriert. Damit ist für die Erhöhung der
Verkehrssicherheit insgesamt der Bereich der Innerortsstraßen von besonderer Bedeutung. Im Hinblick auf das
Erreichen des europäischen Ziels (der Halbierung der Zahl von Verkehrstoten) stehen jedoch die Landstraßen
im Fokus der Verkehrssicherheitsforschung.
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Mit der Erstellung des europäischen Weiß-

buchs und der Zielsetzung, die Anzahl der

Verkehrstoten zwischen 2001 und 2010 zu

halbieren, wurde der Straßenverkehrs-

sicherheit europaweit eine wachsende Be-

deutung beigemessen. Im Rahmen der

Konferenz der europäischen Verkehrs-

minister in Verona (2003) hat sich auch

Deutschland diesem Ziel angeschlossen.

Die Auswertung der Unfalldaten des

Jahres 2006 zeigt: Über 70 Prozent aller

Unfälle und fast 70 Prozent aller Unfälle

mit Personenschaden wurden innerorts

registriert. Im Gegensatz hierzu ereignen

sich auf Landstraßen (Außerortsstraßen

ohne Autobahnen) weniger Unfälle aber

mit schwereren Folgen. Insgesamt sind

auf Landstraßen zirka 25 Prozent aller

Unfälle mit Personenschaden zu verzeich-

nen, bei denen jedoch zirka 60 Prozent

der bei Unfällen Getöteten zu registrieren

sind.

Diese Betrachtung verdeutlicht, dass für

die Erhöhung der Verkehrssicherheit ins-

gesamt der Bereich der Innerortsstraßen

von Bedeutung ist, im Hinblick auf das

europaweite Ziel der deutlichen Senkung

der Anzahl der Verkehrstoten jedoch der

Bereich der Landstraßen wesentlich ist.

Hierbei müssen Maßnahmen zur Unfall-

vermeidung, aber auch zur Linderung der

Unfallfolgen im Vordergrund stehen.

Die Unfallauswertung zeigt, dass bei Ver-

kehrsunfällen auf Landstraßen die meisten

Menschen bei Fahrunfällen, insbesondere

durch Abkommen von der Fahrbahn (Ab-

kommensunfälle), sowie durch Kollisionen

mit dem Gegenverkehr verunglücken.

Darüber hinaus verunglücken viele Men-

schen bei Unfällen an Knotenpunkten.

Bei der differenzierten Betrachtung der

Unfälle nach der Art der Verkehrsbeteili-

gung zeigt sich zudem, dass bei 10 Pro-

zent der Unfälle mit Personenschaden Mo-

torradfahrer beteiligt sind. Der hohe Anteil

der getöteten Motorradnutzer an allen ge-

töteten Verkehrsteilnehmern (zirka 16 Pro-

zent) zeigt die besonders hohe Schwere

bei diesen Unfällen. Dies gilt insbesondere

vor dem Hintergrund des vergleichsweise

geringen Fahrzeugbestandes an Motorrä-

dern und der geringen Fahrleistung von

Motorradfahrern. Im Vergleich zur Entwick-

lung der Anzahl der im Straßenverkehr Ge-

töteten insgesamt fällt der Rückgang bei

den Motorradnutzern deutlich niedriger

aus.

Die Vermeidung von Fahr- und Abkom-

mensunfällen und die Minderung der da-

raus entstehenden Unfallfolgen erfordert

unterschiedliche Maßnahmen, wie die

Durchsetzung eines angemessenen Ge-

schwindigkeitsniveaus oder die Schaffung

von hindernisfreien Seitenräumen und

Schutzeinrichtungen vor festen Hindernis-

sen. Zur Reduktion von Kollisionen mit ent-

gegenkommenden Fahrzeugen sind unter

anderem gesicherte Überholmöglichkeiten

(Überholfahrstreifen) erforderlich, oder ist

das Überholen zu untersagen. Nachfol-

gend werden stellvertretend für die Ver-

kehrssicherheitsarbeit an Landstraßen ei-

nige abgeschlossene Projekte sowie aktu-

elle und zukünftige Handlungs- und For-

schungsfelder vorgestellt.

AOSI (Außerortsstraßen-Sicherheit)

Ausgehend von der Erkenntnis, dass zur

Erhöhung der Verkehrssicherheit auf Land-

straßen insbesondere Maßnahmen zur

Vermeidung von Fahrfehlern sowie zur Si-

cherung von Überholvorgängen erforder-

lich sind, wird im Rahmen eines Groß-

versuches an sehr unfallauffälligen Land-

straßen analysiert, welcher Sicherheits-

gewinn durch die Durchsetzung der zuläs-

sigen Höchstgeschwindigkeit sowie durch

die Sicherung und Verhinderung von Über-

Verkehrssicherheit auf Landstraßen

Verkehrssicherheit braucht Infrastruktur
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holvorgängen erzielt werden kann. Hierzu

hat die BASt eine Projektgruppe eingerich-

tet, die geeignete Strecken ausgewählt

und die Maßnahmenumsetzung unter-

stützt hat.

gesenkt werden konnte. Der Unter-

suchungszeitraum zur Ermittlung der Wir-

kung der Maßnahmenkombination Über-

holfahrstreifen/Überholverbot konnte An-

fang 2008 beginnen.

Schmale Landstraßen

Der Vergleich des Verkehrs-

sicherheitsniveaus auf un-

terschiedlich breiten Land-

straßen verdeutlicht, dass

das fahrleistungsbezogene

Risiko eines Verkehrsteil-

nehmers, in einen Unfall

verwickelt zu werden, auf

schmalen Landstraßen am

höchsten ist. Im Rahmen

einer Sicherheitsanalyse

von schmalen Landstraßen

konnte festgestellt werden,

dass das höhere Unfall-

risiko im Wesentlichen auf

zu geringe Bewegungs-

spielräume zurückzuführen ist. Fahrfehler

können dadurch nur eingeschränkt korri-

giert werden und führen somit häufiger zu

Unfällen, sowohl durch das Abkommen

von der Fahrbahn als auch durch Kollisio-

nen mit andern Verkehrsteilnehmern.

Im benachbarten Ausland werden schma-

le, schwach belastete Landstraßen mit nur

einem Fahrstreifen für beide Richtungen

markiert, so dass der Verkehr in der Mitte

der Fahrbahn - auf einer so genannten

Kernfahrbahn - fließt. Diese Querschnitts-

gestaltung ist gemäß dem Entwurf der

Richtlinien für die Anlage von Landstraßen

(RAL) auch in Deutschland für Straßen mit

einer sehr geringen Verkehrsbedeutung

vorgesehen. Diese Art der Fahrbahnauf-

teilung soll den Verkehrsteilnehmer dazu

anhalten, in Situationen ohne Begegnung

mit anderen Verkehrsteilnehmern die Mitte

der Fahrbahn zu nutzen, um so Abkom-

mensunfällen vorzubeugen. In Begeg-

nungssituationen mit breiten Fahrzeugen

An zehn sehr unfallauffälligen Landstra-

ßen, an denen das Unfallgeschehen auf

überhöhte Geschwindigkeit sowie auf

Überholvorgänge zurückzuführen ist, wur-

den linienhaft ortsfeste Geschwindigkeits-

überwachungsanlagen, so genannte

„Starenkästen“, installiert und einzelne kur-

ze Überholfahrstreifen gebaut. In den Ab-

schnitten zwischen den Überholfahrstrei-

fen wurde das Überholen untersagt.

Die Wirkung dieser Maßnahmen auf die

Verkehrssicherheit wird über einen Zeit-

raum von drei Jahren analysiert. Zudem

werden die Auswirkungen der Maßnahmen

auf den Verkehrsablauf betrachtet und die

Akzeptanz der Maßnahmen bei den Ver-

kehrsteilnehmern erhoben.

Die Analyse der Wirkung linienhafter orts-

fester Geschwindigkeitsüberwachungsan-

lagen auf die Verkehrssicherheit hat ge-

zeigt, dass hierdurch die Anzahl der Getö-

teten trendbereinigt um knapp 30 Prozent

Verkehrssicherheit braucht Infrastruktur
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ist hingegen ein Verlassen der Kernfahr-

bahn erforderlich. Es wird davon ausge-

gangen, dass dieses „Ausweichen“ in

Begegnungssituationen die Aufmerksam-

keit der Fahrer erhöht und somit zur Ver-

besserung der Verkehrssicherheit beiträgt.

In Pilotprojekten sollen zunächst die Aus-

wirkungen der neuen Querschnittsge-

staltung auf das Fahrverhalten und, nach

einem ausreichend langen Analysezeit-

raum, auf die Verkehrssicherheit unter-

sucht werden.

Rüttelstreifen

Im nordamerikanischen und skandinavi-

schen Raum gehören Rüttelstreifen (eng-

lisch „rumble strips“) sowohl entlang des

Fahrbahnrandes als auch in der Mitte ein-

bahniger Landstraßen schon seit einigen

Jahren zum Standard zur Vermeidung von

Abkommensunfällen sowie von Kollisionen
mit dem Gegenverkehr.

In Deutschland stand man den einge-

frästen Rüttelstreifen insbesondere wegen

der Schwächung der Fahrbahndecke bis-

lang kritisch gegenüber. Die Wirkungen

eingefräster Rüttelstreifen wurden im Rah-

men eines Pilotversuches auf einem Ab-

schnitt der A 24 (Hamburg-Berlin) über ei-

nen Zeitraum von drei Jahren analysiert.

Statistische Analysen zum Vergleich der

Unfallsituation vor und

nach Einfräsung der Rüttel-

streifen zeigten, dass auf

einem Signifikanzniveau

von 95 Prozent Unfälle mit

Abkommen von der Fahr-

bahn nach rechts um 43

Prozent abnahmen.

Rüttelstreifen sind dem-

nach eine wirkungsvolle

und kostengünstige Maß-

nahme zur Minderung der

Zahl der Abkommens-

unfälle.

In einem weiteren Forschungsprojekt soll

nun untersucht werden, ob Rüttelstreifen

die Verkehrssicherheit auch auf Landstra-

ßen verbessern können.

Motorradunfälle

Untersuchungen haben gezeigt, dass die

Verkehrsinfrastruktur die Unfallhäufigkeit

und insbesondere die Unfallschwere von

Motorradunfällen beeinflussen kann.

Im Rahmen eines derzeit laufenden

Forschungsprojektes werden die für die

Motorradsicherheit maßgebenden Fakto-

ren der Verkehrsinfrastruktur ermittelt. Ziel

ist es, Zusammenhänge zwischen der

Verkehrsinfrastruktur und dem Unfallge-

Verkehrssicherheit braucht Infrastruktur
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schehen zu erkennen und Maßnahmen

abzuleiten.

Weiterhin werden bereits realisierte Maß-

nahmen, wie der Einsatz von speziellen

Schutzeinrichtungen, auf ihre Wirksamkeit

überprüft, um somit die Indikatoren und

Randbedingungen für einen effektiven Ein-

satz dieser Maßnahmen zu präzisieren.

Best Practice - Richtlinien für mehr
Verkehrssicherheit: Das EU
Forschungsprojekt RIPCORD-
ISEREST

Im Jahr 2005 wurde von der Europäischen

Union ein europaweites Forschungspro-

jekt initiiert, welches durch die Bereitstel-

lung neuer Erkenntnisse sowie bewährter

Verfahren europaweit Planer und Entschei-

dungsträger in der Verkehrssicherheits-

arbeit insbesondere für Landstraßen unter-

stützen soll.

Aufbauend auf einer Analyse und Bewer-

tung zurzeit angewandter Verfahren für

das Verkehrssicherheitsmanagement

wurden Verfahrensempfehlungen erar-

beitet. Zudem wurde ein Expertensystem

sowie ein Handbuch zur Sicherung des

Straßenverkehrs erarbeitet.

An dem Projekt, das von der BASt koordi-

niert wurde, war ein Team von 17 For-

schungsinstituten aus 14 Ländern betei-

ligt. Zur Rückkoppelung mit Planern und

Entscheidungsträgern wurde eine „Prac-

titioners Group“ eingerichtet. Zudem

wurden die Ergebnisse im Rahmen zweier

internationaler Konferenzen vorgestellt und

erörtert.

Die erfolgreiche Zusammenarbeit

zwischen den Instituten soll in einem

weiteren Projekt vertieft werden, in dem

insbesondere die Entwicklung von Unfall-

prognosemodellen für die Verkehrssicher-

heitsarbeit in Europa vorangetrieben

werden soll.

Verkehrssicherheit braucht Infrastruktur
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Bereits in den 30er Jahren wurden in den

USA die ersten Schutzplanken entwickelt.

In Deutschland wurde 1955 die erste Stre-

cke mit Leitplanken ausgestattet. Seither

hat sich einiges getan. In den 60er Jahren

fanden in Deutschland erste Anprallver-

suche zur Weiterentwicklung der einge-

setzten Systeme statt, in dieser Zeit wur-

den auch die ersten Regelwerke erstellt.

Seit den 90er Jahren beschäftigt sich auch

die Europäische Normung mit dem Thema

„Fahrzeug-Rückhaltesysteme“, zu denen

auch die Schutzeinrichtungen (Leitplan-

ken) gehören. Die BASt führt seit Anfang

der 90er Jahre Anprallversuche nach der

Europäischen Norm durch, seit Anfang

2008 werden die Systeme zertifiziert, das

heißt Schutzeinrichtungen erhalten ab

sofort CE-Kennzeichen und ab 2011 wer-
den nur noch Schutzeinrichtungen mit CE-

Kennzeichen eingesetzt. In den letzten 50

Jahren haben sich die damaligen Leitplan-

ken zu den heutigen Fahrzeug-Rückhalte-

systemen weiterentwickelt. In dieser Zeit

haben sich aber nicht nur der Name, son-

dern auch die technischen Eigenschaften

der Systeme und die Anforderungen, die

an sie gestellt werden, deutlich verändert.

Früher sollte die Leitplanke Pkw mit niedri-

ger Geschwindigkeit und kleine Lkw auf

der Fahrbahn halten und nicht zuletzt der

visuellen Führung dienen. Heute hingegen

steht beispielsweise das Verhindern des

Absturzes schwerer Lkw von Brücken oder

die Sicherheit für Motorradfahrer im Fokus

von Forschung und Entwicklung.

„Leitplanken sind ein Teil der senkrechten

Leiteinrichtungen und haben die Aufgabe,

den Fahrern eine optische Führung zu ge-

ben und als mechanischer Schutz die

Fahrzeuge vor einem Abkommen von der

Fahrbahn zu bewegen.“ (Böhringer/Dom-

han 1967) Wie dieses Zitat zeigt, galten

die heutigen Schutzeinrichtungen in den

60er Jahren als Leiteinrichtungen und wur-

den sogar weiß angestrichen, um eine

bessere visuelle Führung zu erzielen. In

den 60er Jahren wurden zahlreiche Versu-

che unter Beteiligung der BASt durchge-

führt, um das Verhalten verschiedener Leit-

planken bei einem Fahrzeuganprall zu un-

tersuchen und zu verbessern. Hieraus ent-

standen die Vorläufer unserer heutigen

Standard-Stahlschutzeinrichtungen. Diese

wurden hinsichtlich der Verkehrssicherheit

weiterentwickelt. 1972 wurde die erste

Richtlinie für abweisende Schutzeinrich-

tungen an Bundesstraßen (RPS 72) vom

Bundesverkehrsministerium eingeführt. Mit

Schutzeinrichtung an Straßen: Passive Sicherheit

Verkehrssicherheit braucht Infrastruktur

Anprallversuche in den

60er Jahren
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Einführung dieses Regelwerks wurde der

Begriff „Leitplanke“ durch „Schutzeinrich-

tung“ ersetzt.

„Fahrzeug-Rückhaltesysteme sind Syste-

me, die von der Fahrbahn abkommende

Fahrzeuge abweisen und aufhalten. Sie

werden in Deutschland nach den Richt-

linien in Mittelstreifen zur Trennung von

Richtungsfahrbahnen und am Fahrbahn-

rand zum  Schutz vor Abstürzen und

Kollisionen mit Gegenständen im Seiten-

raum eingesetzt.“ (Ellmers 2000) Seit den

90er Jahren hat die BASt zahlreiche An-

prallversuche an Schutzeinrichtungen aus

Beton und Stahl durchgeführt, um die

Leistungsfähigkeit der Systeme entspre-

chend der europäischen Norm DIN EN

1317 zu ermitteln. Weitere Versuche wur-

den an Anfangs- und Endkonstruktionen

(Anfang und Ende einer Schutzeinrichtung

sind potenzielle Gefahrenstellen), Über-

gangskonstruktionen (zur Verbindung un-

terschiedlicher Schutzeinrichtungen, zum

Beispiel Beton- und Stahlschutzeinrich-

tung) und Anpralldämpfern (punktuelle Ab-

sicherungen nach dem Prinzip „Knautsch-

zone“) durchgeführt. Alle Systeme werden

nach der europäischen Norm nun als

„Fahrzeug-Rückhaltesysteme“ bezeichnet.

Bei den Versuchen an den Standard-

Schutzeinrichtungen hat sich gezeigt,

dass neue Entwicklungen für das Aufhal-

ten sehr schwerer Lkw erforderlich sind.

„Fahrzeug-Rückhaltesysteme sollen die

Folgen von Unfällen so gering wie möglich

halten. Sie kommen in Frage zum Schutz

von unbeteiligten Personen oder schutz-

bedürftigen Bereichen oder zum Schutz

der Fahrzeuginsassen vor Folgen infolge

Abkommens von der Straße“ (Richtlinien

für passiven Schutz an Straßen durch

Fahrzeug-Rückhaltesysteme - RPS, Ent-

wurf 2008).

2008 sollen die neuen RPS eingeführt wer-

den. Sie regeln den Einsatz der nach DIN

EN 1317 geprüften Fahrzeug-Rückhalte-

systeme in Deutschland und gelten im

Wesentlichen für die Absicherung von

Gefahrenstellen bei Neu-, Um- oder Aus-

bau von Straßen und bei neuen Gefahren-

stellen. Gegenüber den bisherigen RPS

von 1989 werden die Anforderungen vor

allem im Mittelstreifen zweibahniger Stra-

ßen und auf Bauwerken angehoben, so

dass dort zukünftig neu entwickelte und

leistungsfähigere Schutzeinrichtungen ein-

gesetzt werden, die auch in der Lage sind,

sehr schwere Fahrzeuge aufzuhalten. Auf

diese Weise soll nach und nach die Ver-

kehrssicherheit durch Fahrzeug-Rück-

haltesysteme weiter verbessert werden.

Verkehrssicherheit braucht Infrastruktur

Anprallversuche

in den 90er Jahren
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Die Schutzwirkung der Schutzplanken wur-

de nicht nur hin zu schweren Fahrzeugen

erweitert, bei denen es in erster Linie auf

das Aufhalten von Fahrzeugen ankommt.

Auch am anderen Ende des Spektrums,

bei dem es in erster Linie auf den Schutz

abkommender Verkehrsteilnehmer an-

Verkehrssicherheit braucht Infrastruktur

gen Serie von Forschungsprojekten ist es

gelungen, Nachrüstkomponenten zu ent-

wickeln, mit deren Hilfe ein wirksamer

Motorradfahrerschutz ohne unangemes-

sene Zusatzrisiken für Pkw-Insassen ge-

währleistet werden kann.

kommt, fanden Weiterentwicklungen statt.

Besonders betroffen sind hier Motorrad-

fahrer, die mit hoher Geschwindigkeit und

geringem Eigenschutz gegen eine für

menschliche Körper formaggressive Stahl-

schutzplanke prallen können.

Als besonders problematisch erwiesen

sich dabei die Pfosten der Stahlschutz-

planken, an denen Motorradfahrer hängen

bleiben können. Eine Gestaltung mit ver-

ringertem Verletzungsrisiko für Motorrad-

fahrer macht daher eine Abdeckung der

Pfosten im unteren wie oberen Bereich er-

forderlich. Die Kunst besteht dabei vor al-

lem darin, zu verhindern, dass motorrad-

fahrerfreundlich umgestaltete Schutzein-

richtungen die Risiken für Pkw-Insassen

beim Abkommen von der Fahrbahn in

unakzeptabler Weise erhöhen. In einer lan-

Heutiger Einsatz von Fahrzeug-Rückhaltesystemen, Schutzeinrichtung „Super-Rail“ im Mit-

telstreifen vor einem Brückenpfeiler

Die Anzahl der Verkehrstoten in Deutsch-

land ist seit Jahren rückläufig. Bei den Mo-

torradfahrern ist ein solcher Trend derzeit

allerdings nicht erkennbar. Die Bedeutung

der Motorradfahrer für die Verkehrssicher-

heit nimmt daher zu. Dies wurde auch auf

europäischer Ebene erkannt und im Rah-

men der europäischen Normungsorgani-

sation CEN wird zukünftig, unter aktiver

Mitarbeit der BASt, an einheitlichen Test-

bedingungen für den Schutz von Motor-

radfahrern beim Anprall an Schutzein-

richtungen gearbeitet.

Die Vorteile eines solchen Normungspro-

zesses liegen zum einen darin, dass die

europäischen Erfahrungen und For-

schungsergebnisse in diesem Bereich

systematisch zusammengetragen und

ausgewertet werden, zum anderen, dass
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Motorradfahrerfreundlich

umgestaltete Schutzein-

richtungen mit Abdeckung

der Pfosten im unteren

und oberen Bereich (die

farbigen Markierungen

dienen Prüfzwecken und

sind nicht Bestandteil der

Umgestaltung)

sich für die Hersteller und Entwickler von

Schutzeinrichtungen ein europäischer

Markt öffnet und entsprechend größere

Anreize zur Neuentwicklung von Schutz-

komponenten für Motorradfahrer gegeben

werden. Der Normungsprozess gibt auch

Anlass zur Hoffnung, dass der Schutz von

Motorradfahrern zukünftig nicht nur mittels

Nachrüstkomponenten, sondern schon im

Erstdesign der Schutzeinrichtung berück-

sichtigt wird.

Dr. Ralf Klöckner

Jahrgang 1966

Physiker

Seit 2000 in der BASt

Im Referat „Straßenausstattung“ zuständig für europäische Normung, transportable

Schutzeinrichtungen, motorradfahrerfreundliche Schutzeinrichtungen, Funktions-

bauverträge Straßenausstattung

Janine Kübler

Jahrgang 1974

Bauingenieurin

Seit 2003 in der BASt

Im Referat „Straßenausstattung“ zuständig für Fahrzeug-Rückhaltesysteme



• 45

Die Frage nach der Sicherheit in Straßen-

tunneln stellt sich nicht erst in Folge der

großen Tunnelunglücke in den Jahren

1999 und 2001. Sie ergibt sich schon

durch die im Vergleich zur freien Strecke

eingeschränkten Platz- und Sichtverhält-

nisse in Tunneln. Besondere Anforderun-

gen werden gestellt an die Konstruktion

und die Ausstattung, um dem Tunnelnut-

zer ein hohes Maß an Sicherheit während

der Fahrt durch einen Tunnel auch und

gerade im Störfall zu gewährleisten.

Die Erfahrungen aus den schweren Brand-

unfällen ergaben vor allem die Erkenntnis,

dass die Tunnelnutzer besser über das

Verhalten bei Störfällen informiert sein soll-

ten. Ferner sollten Störfälle schneller und

sicherer erkannt und die Möglichkeiten der

Selbstrettung verbessert werden.

Regelwerk

In Deutschland sind die „Richtli-

nien für die Ausstattung und den

Betrieb von Straßentunneln“

(RABT) das maßgebende Regel-

werk, welches die betriebs-

technischen und organisatori-

schen Anforderungen an

Straßentunnel definiert. Als

Schutzziel wird in den RABT

einerseits der Vorrang des

Personenschutzes vor dem

Bauwerksschutz, zum anderen der Vor-

rang der Selbstrettung vor der Fremd-

rettung festgeschrieben. Im Zuge der An-

passung auf ein europäisches Regelwerk

wurden die RABT im Jahre 2006 zuletzt

überarbeitet.

Sicherheitstechnische
Ausstattung

Bei Zwischenfällen im Tunnel, die durch

ein liegengebliebenes Fahrzeug, einen Un-

fall oder einen Brand verursacht werden

Sicherheit in Tunneln

können, ist dafür Sorge zu tragen, dass

einerseits dem Tunnelnutzer ausreichende

Möglichkeiten zur Selbstrettung, anderer-

seits den zeitlich später am Ereignisort

eintreffenden Einsatzkräften ausreichende

Möglichkeiten zur Fremdrettung gegeben

werden. Um innerhalb dieses zeitlichen

Ablaufs die Sicherheit der Tunnelnutzer

durch Bereitstellung der einsprechenden

Hilfs- und Rettungsmöglichkeiten zu ge-

währleisten, sind umfangreiche technische

Einrichtungen und bauliche Vorkehrungen

erforderlich.

Einrichtungen, die dem Tunnelnutzer zur

Anforderung von Hilfe bei einer Panne, bei

einem Brand und bei sonstigen Störfällen

an die Tunnelleitzentrale und zur Selbsthil-

fe oder Selbstrettung im Brandfall dienen,

sind in der Grafik dargestellt.

Verkehrssicherheit braucht Infrastruktur

Hierzu zählen sowohl die Kennzeichnung

der Fluchtwege mit Entfernungsangaben

zu den beiden nächstgelegenen, sich links

und rechts vom Standort befindenden

Notausgängen, als auch die Hinweise auf

die Notrufzellen. An den Notrufzellen befin-

den sich Druckknopfmelder zur raschen

Brandmeldung an die Tunnelleitzentrale

sowie zwei Sechs-Kilogramm-Feuerlö-

scher zur Bekämpfung eines Entstehungs-

brandes.

Sicherheitseinrichtungen

im Tunnel für den Tunnel-

nutzer
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Ein Brand in einem Straßentunnel ist in Be-

zug auf alle im Tunnel denkbaren Störfälle

ein sehr seltenes Ereignis. Er kann jedoch

große Personen- und hohe Sachschäden

verursachen. Eine Vereinheitlichung des

Erscheinungsbildes der für die Selbst-

rettung der Tunnelnutzer wichtigen Sicher-

heitseinrichtungen soll dabei unabhängig

vom Tunnelbauwerk eine rasche Orientie-

rung ermöglichen. Auf Einrichtungen zur

Selbstrettung wurde in der Vergangenheit

eher unauffällig hingewiesen, um eine Ab-

lenkung des Verkehrsteilnehmers bei der

Fahrt durch den Tunnel zu vermeiden. Die

aus den Tunnelunglücken gezogenen Er-

fahrungen führten jedoch zu einem Um-

denken hin zu einer offensiveren Darstel-

lung der Einrichtungen. In einem ersten

Schritt erfolgte eine Kennzeichnung der

Fluchtwege mit selbstleuchtenden Flucht-

wegkennzeichnungen mit einer im Brand-

fall zusätzlich zu aktivierenden Orientie-

rungsbeleuchtung. Zusätzlich wurden

selbstleuchtende visuelle Leiteinrichtungen

für den Verkehr am Fahrbahnrand instal-

liert, die im Brandfall die Orientierungsbe-

leuchtung ergänzen. Weitere Einrichtun-

gen für den Personenschutz sind links

unten dargestellt.

Richtiges Verhalten im Tunnel

Neben technischen und organisatorischen

Aspekten ist für die Sicherheit im Tunnel

das Verhalten der Tunnelnutzer im Störfall

von besonderer Bedeutung. Als Hilfestel-

lung für das richtige Verhalten im Tunnel

wurde das „Sicherheitsinfo Nr. 12: Richti-

ges Verhalten in Straßentunneln“ von der

BASt entwickelt und herausgegeben.

Forschungsvorhaben

Die Umsetzung von Ergebnissen aus

Forschungsvorhaben der BASt führte und

führt auch weiterhin zur Fortschreibung

der Sicherheitskonzepte in Tunneln zum

Vorteil des Tunnelnutzers. Derzeit bei der

BASt bearbeitete Forschungsthemen mit

dem Ziel einer weiteren Erhöhung der Si-

cherheit des Nutzers in Straßentunneln ha-

ben unter anderem die deutlichere Kenn-

zeichnung der Notausgänge, die schnelle

und gezielte Information der Tunnelnutzer

durch Optimierung der Lautsprecheran-

lagen und der durch sie vermittelten Infor-

mationen, die stärkere Berücksichtigung

der Belange behinderter und mobilitätsein-

geschränkter Personen sowie die Verkür-

zung und Verbesserung der Detektion von

Bränden und anderer Störfälle zum Inhalt.

Für den Tunnelnutzer nicht unmittelbar

sichtbare, sondern mehr auf sicherheitser-

höhende Maßnahmen im planerischen

und organisatorischen Bereich abzielende

Forschungsthemen befassen sich zum

Beispiel mit der Konzeptionierung einer

Sicherheitsdokumentation für Straßen-

tunnel und der Sicherheitsbewertung von

Straßentunneln.

Forschungsergebnisse aus der Untersu-

chung mit dem Ziel einer besseren Kenn-

Verkehrssicherheit braucht Infrastruktur

Technische

Einrichtungen und

bauliche Anlagen zum

Schutz der Tunnelnutzer
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Gestaltung von Notaus-

gängen: links real,

rechts virtuell

zeichnung der Notausgänge bele-

gen, dass eine aktiv leuchtende

Umrandung der Notausgänge im

Normalbetrieb das Sicherheits-

empfinden der Tunnelnutzer erhöht.

Die Beleuchtung der Notausgänge

ist zukünftig planmäßig in Straßen-

tunneln des Bundesfernstraßen-

bereichs vorzusehen. Vorgaben zur

Ausführung werden bei der nächs-

ten Fortschreibung in das Regel-

werk mit aufzunehmen sein.

Das mit den besonderen Bedingun-

gen einer schallharten Tunnelum-

gebung, der Ermittlung der akusti-

scher Randbedingungen und mit der Auf-

stellung von Anforderungen an die Ausle-

gung von Lautsprecheranlagen befasste

Forschungsvorhaben hat speziell auf die

Bedingungen im Tunnel optimierte Laut-

sprechersysteme auf ihre tatsächliche Eig-

nung untersucht. Erste Ergebnisse lassen

eine signifikante Verbesserung der Ver-

ständlichkeit von Durchsagen im Tunnel

erwarten.

Erste Forschungsergebnisse, die mit dazu

beitragen, die Belange behinderter und

mobilitätseingeschränkter Tunnelnutzer

besser berücksichtigen zu können,  liegen

in Bezug auf die Selbst- und auf die

Fremdrettung, aber auch in Bezug auf die

Notfallmeldung und gegebenenfalls erfor-

derliche Hilfestellung vor. Umsetzungs-

Verkehrssicherheit braucht Infrastruktur

möglichkeiten werden in baulicher, ins-

besondere aber auch betrieblicher und or-

ganisatorischer Hinsicht gesehen. Wir-

kungsvolle Einzelmaßnahmen bestehen

unter anderem in der Abschrägung des

Bordsteins im Bereich der Notausgänge

und Notrufkabinen, der Erleichterung des

Öffnens von Türen in Notausgängen und

der verstärkten Anwendung des so ge-

nannten Zwei-Sinne-Prinzips zur Übermitt-

lung von Informationen.

Auch nach Abschluss der aufgezeigten

Forschungsaktivitäten wird sich die BASt

weiterhin mit der Sicherheit in Straßen-

tunneln beschäftigen. Hier gilt es neue in-

novative Entwicklungen in der betriebs-

technischen Ausstattung im Hinblick auf

ihre Wirksamkeit zu untersuchen.
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konzepte, Risikoanalysen, Tunnelsicherheit
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Seit Ende der 70er Jahre war die BASt im

Auftrag des Bundesverkehrsministeriums

damit beschäftigt, die Verständlichkeit und

„Lesbarkeit“ der Verkehrszeichen durch

eine Veränderung der sinnbildlichen Dar-

stellung zu verbessern und für Verkehrs-

Verkehrszeichen im Wandel: Neue und weniger Zeichen

Weg mit den „alten Zöpfen“! Die Entwicklung der Verkehrszeichen in Deutschland

zeichen ein einheitliches Erscheinungsbild

zu entwickeln. Viele der damals gültigen

Verkehrszeichen entsprachen in der Dar-

stellung noch den Vorgaben aus zum Teil

sehr alten Regelwerken. Diese zeichneten

sich insbesondere dadurch aus, dass die

Sinnbilder sehr detailgetreu

wiedergegeben waren.

Dies wirkt sich jedoch in

der Regel erschwerend auf

die Verständlichkeit und

„Lesbarkeit“ der Verkehrs-

zeichen aus. Neben Er-

kenntnissen aus der Wahr-

nehmungspsychologie und

Optik wurde in die Arbeiten

zur gestalterischen Opti-

mierung auch das Know-

how eines Grafikers und

Designers einbezogen.

Eine Verbesserung der Dar-

stellung wurde erzielt, in-

dem die Sinnbilder mög-

lichst einfach, symbolhaft

und „schnörkellos“ gestal-

tet wurden, so dass der

Schildinhalt schon von wei-

tem auf einen Blick zu er-

fassen ist. Für die Perso-

nendarstellung wurde in

den meisten Fällen eine

geschlechtsneutrale Dar-

stellung gewählt und das

Prinzip der „Kugelkopf-

Menschen“ angewandt.

Auf die Darstellung spezifi-

scher Details wie Haare,

Kleider, Körperteile wurde

weitestgehend verzichtet.

Damit wurden im wahren

Sinne des Wortes „alte

Zöpfe“ abgeschnitten.

Verkehrssicherheit braucht Infrastruktur

Wandel einiger

ausgewählter Verkehrs-

zeichen im Laufe des

20. Jahrhunderts

HeuteStVO vor 1968 internationales

Wiener Überein-

kommen über

Straßenverkehrs-

zeichen von 1968

StVO nach 1968

Verbot für Krafträder

Fußgänger

Kinder

Früher

unbeschrankter Bahnübergang
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Weiterhin waren die technische Fortent-

wicklung der Fahrzeuge sowie Verände-

rungen bei den Verkehrsvorschriften zu

berücksichtigen. Damit hatte nicht nur die

„alte Dampflok“ ausgedient, die dem mo-

dernen E-Zug weichen musste, auch das

Motorrad und der Fahrer mit Ledermütze

und Brille wurde gegen ein zeitgemäßes

Modell mit einem Fahrer ausgetauscht,

der den zwischenzeitlich vorgeschriebe-

nen Helm trägt.

Dass Verkehrszeichen auch ganz individu-

ellen Entwicklungen und Veränderungen

unterworfen waren, zeigt das Beispiel des

Verkehrszeichens „Fußgänger“. 1970 wur-

de das Sinnbild, das einen Mann mit Hut

darstellt, der ein kleines Mädchen an der

Hand führt, auf Initiative des damaligen

Bundespräsidenten Gustav Heinemann

geändert, indem die männliche Gestalt

durch eine Frau ersetzt wurde. Hinter-

grund war, dass die Darstellung des Man-

nes mit Kind einen gewissen Aufforde-

rungscharakter habe und so der Verfüh-

rung minderjähriger Mädchen durch Sexu-

alverbrecher Vorschub leiste. Mit der Über-

arbeitung der StVO im Jahre 1992 und der

Neuauflage des Katalogs der Verkehrszei-

chen, der die heute noch „gültige Genera-

tion“ gestalterisch verbesserter Verkehrs-

zeichen erstmals abbildete, wurden die

Frau und das Kind schließlich analog zu

den anderen Verkehrszeichen mit Kugel-

kopfdarstellung eingeführt.

Das Thema „Schilderwald“ beschäftigt die

Öffentlichkeit und die Medien schon seit

geraumer Zeit. Immer wieder werden For-

derungen nach dessen „Lichtung“ und

Lösungswege zur Verbesserung der Be-

schilderung diskutiert. So wurde im Rah-

men der geplanten StVO-Überarbeitung

vorgeschlagen, zu prüfen, ob künftig ver-

mehrt Straßenverkehrsschilder durch Mar-

kierungen ersetzt werden können.

Der Vorsitzende des Bundestagsaus-

schusses für Verkehr, Bau und Stadt-

entwicklung hat dabei die Auffassung ver-

treten, dass „Straßenmarkierungen Schil-

der nur ersetzen können, wenn sie stets in

einem gut erkennbaren Zustand erhalten

werden“. Eine stets gute Sichtbarkeit

hängt jedoch nicht nur vom Zustand und

der Haltbarkeit des Markierungsmaterials,

sondern auch von den Sichtbedingungen

Können Markierungen Verkehrsschilder ersetzen? Ein Beitrag zur „Lichtung des Schilderwaldes“

ab, die aufgrund des Aufbringungsorts auf

der Fahrbahn gegeben sind. Grundsätz-

lich müssen Verkehrszeichen für den Ver-

kehrsteilnehmer so lange gut sichtbar

sein, dass sie von ihm wahrgenommen

und verarbeitet werden können. Die Wahr-

scheinlichkeit des Übersehens muss auf

ein Mindestmaß reduziert werden.

Verkehrstechnische Bewertung

Aufgrund des ungünstigen Winkels zwi-

schen dem Blickstrahl des Betrachters

und der Fahrbahn als Aufbringungsort für

ein markiertes Verkehrszeichen sind die

Sichtbarkeitsbedingungen nicht so gut wie

bei der Aufstellung als Schild.

Zur Erzielung einer vergleichbaren Erkenn-

barkeitswirkung wie bei einem vertikalen

Schild müssen auf der Fahrbahn aufge-

brachte Verkehrszeichen im Verhältnis von

Wie gut können auf die

Fahrbahn markierte Ver-

kehrszeichen wahrge-
nommen werden?
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Breite zur Länge in ihrer Höhe deutlich

überzeichnet werden, da ansonsten keine

wirklichkeitsgetreue Wahrnehmung des

Verkehrszeichens gegeben ist. Ein kreis-

förmiges Verkehrszeichen würde ansons-

ten unter einem schrägen Betrachtungs-

winkel als Oval wahrgenommen. Da die

Betrachtungswinkel je nach Fahrzeug-

oder Betrachtungshöhe variieren, lassen

sich Verzerrungen und Stauchungen je-

doch nie ganz ausschließen.

Zudem wirkt sich der bei Annäherung

rasch verändernde Betrachtungswinkel

negativ auf die Wahrnehmbarkeit aus. Da-

durch kann ein auf die Fahrbahn aufge-

brachtes Verkehrszeichen nur eine relativ

kurze Zeit in einem realitätsgetreuen Ver-

hältnis von Höhe zu Breite wahrgenom-

men werden. Durch diese insgesamt un-

günstigen Sichtbedingungen sind markier-

te Verkehrszeichen flächenmäßig um ein

Vielfaches größer zu zeichnen, als vertikal

an einem Pfosten angebrachte Verkehrs-

zeichen.

Darüber hinaus können bei markierten Ver-

kehrszeichen Sichtbeeinträchtigungen

oder –behinderungen durch „Fremdkör-

per“ wie Schnee, Schmutz, Laub oder

durch andere Verkehrsteilnehmer (zum

Beispiel vorausfahrende Fahrzeuge) auf-

treten. Während sich durch „Fremdkörper“

bestehende Sichtbeeinträchtigungen be-

seitigen lassen, was jedoch aufwändig ist,

stellt die Einschränkung der Sichtbarkeit

durch vorausfahrende Kraftfahrzeuge eine

besondere Problemlage dar. Diese macht

sich nicht nur bei Verkehrsstaus, sondern

selbst beim Fahren mit regelkonformem

Abstand bemerkbar.

Zur Haltbarkeit des Materials weisen

Praxiserfahrungen nach, dass Verkehrs-

schilder durchschnittlich wesentlich länger

in einem verkehrstauglichen Zustand sind,

als markierte Verkehrszeichen. Während

Verkehrszeichen am Pfosten im Mittel nur

alle zehn bis 15 Jahre auszutauschen

sind, müssen auf die Fahrbahn aufge-

brachte Verkehrszeichen im Schnitt alle

zwei bis vier Jahre demarkiert und erneu-

ert werden. Ursache für den relativ ra-

schen Qualitätsverlust bei Markierungen

ist die hohe Beanspruchung durch Über-

fahren (Abrieb), Schmutz und Witterungs-

einflüsse. Dieser Verschleiß wirkt sich so-

wohl auf die lichttechnischen Eigenschaf-

ten und damit die Sichtbarkeit als auch auf

die Griffigkeit des markierten Verkehrszei-

chens negativ aus.

Markierungen haben außerdem den Nach-

teil, dass die Sichtbarkeit in besonderen

Situationen, zum Beispiel bei Nässe und

Dunkelheit deutlich eingeschränkt sein

kann und die Gefahr des „Übersehens“

dadurch erheblich größer ist, als bei einem

vertikalen Schild.

Verkehrssicherheit braucht Infrastruktur

Markierte Verkehrszeichen

unterliegen einem hohen

Verschleiß

Vergleich der Dimen-

sionen von markierten und

vertikalen Verkehrszeichen
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Fazit

Eine Bewertung der Aspekte Sichtbarkeit

und Dauerhaftigkeit des Materials unter

Berücksichtigung von Kostenaspekten er-

gab, dass markierte Verkehrszeichen

insgesamt deutliche Nachteile gegenüber

vertikal angebrachten Verkehrszeichen

aufweisen. Zur Vermeidung von Verkehrs-

sicherheitsrisiken wäre bei Markierungen

ein wesentlich höherer Aufwand für Kon-

trolle, Wartung und Erneuerung zu betrei-

ben, der stets mit Eingriffen in den Verkehr

verbunden ist. Angesichts der Defizite bei

der Sichtbarkeit und Dauerhaftigkeit der

erforderlichen Qualität erscheint der mit

Markierungen verbundene Mehraufwand,

der etwa das Sechs- bis 14fache der Kos-

ten für vertikale Verkehrszeichen beträgt,

nicht gerechtfertigt.

Darüber hinaus leistet die Maßnahme nur

auf den „ersten Blick“ einen Beitrag zur

Lichtung des Schilderwaldes, da dadurch

nicht die Zahl relevanter Informationen für

die Verkehrsteilnehmer verringert wird. Die

Verkehrszeichen werden lediglich von ei-

ner Ebene auf eine andere projiziert, näm-

lich: weg vom vertikalen Schild, hin auf

den Boden.

Rudolf Keppler

Jahrgang 1943

Technischer Angestellter

Von 1972 bis 2008 in der BASt

Stellvertretender Leiter des Referats „Straßenausstattung“, zuständig für Eignungs-

prüfung von Fahrbahnmarkierungen

Marco Schmidt

Jahrgang 1974

Ingenieur für Raum- und Umweltplanung

Seit 2001 in der BASt

Im Referat „Verkehrsablauf, Verkehrsstatistik, Verkehrsregelung“ zuständig für

Verkehrsregelung, technische Fragen der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO)

Wolfgang Tautz

Jahrgang 1959

Fernmeldeelektroniker

Seit 1991 in der BASt

Im Referat „Verkehrsablauf, Verkehrsstatistik, Verkehrsregelung“ zuständig für Ver-

kehrsregelung, Verkehrszeichen



52 • Umweltschutz verlangt nach interdisziplinärer Zusammenarbeit

Umweltschutz verlangt nach interdisziplinärer Zusammenarbeit
1962 erreichte der Kraftfahrzeugbestand in Deutschland die Zehn-Millionen-Grenze. Heute hat sich der
Bestand schon beinahe versechsfacht. Wussten Sie, dass zehn Lkw bei einer zulässigen Höchstgeschwin-
digkeit von 80 Stundenkilometern denselben Lärmpegel verursachen wie 92 Pkw mit 100 Stundenkilo-
metern? Es liegt auf der Hand, dass der Verkehrslärm effizient an der Quelle reduziert wird. Reifen müssen
ebenso lärmtechnisch optimiert werden wie Straßenbeläge. Straßenverkehr verursacht neben Lärm aber
auch Schadstoffe. Eine interdisziplinär zusammengesetzte Arbeitsgruppe der BASt entwickelte sich hier
zum Bindeglied nicht nur zwischen verschiedenen fachlichen Ebenen, sondern auch zwischen Bund und
Ländern, Straßenbau- und Umweltverwaltung und der Wirtschaft.


